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RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2013/53/EU DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 20. November 2013

iiber Sportboote und Wassermotorrider und zur Aufhebung der Richtlinie 94/25/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAI-
SCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na-
tionalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Die Richtlinie 94/25/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 16. Juni 1994 zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
iiber Sportboote (*) wurde im Rahmen der Schaffung des
Binnenmarktes zu dem Zweck erlassen, die Sicherheits-
merkmale von Sportbooten in allen Mitgliedstaaten zu
harmonisieren und Hemmnisse im Handel mit Sportboo-
ten zwischen den Mitgliedstaaten abzubauen.

(2)  Urspriinglich galt die Richtlinie 94/25/EG nur fiir Sport-
boote mit einer Mindestrumpflinge von 2,5 m und einer

(1) ABL C 43 vom 15.2.2012, S. 30.

(®) Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 9. Oktober 2013
(noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 15. November 2013.

() ABL L 164 vom 30.6.1994, S. 15.

Hochstlinge von 24 m. Mit der Richtlinie 2003/44/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Juni
2003 zur Anderung der Richtlinie 94/25/EG (*) wurde
der Anwendungsbereich der Richtlinie 94/25/EG auf
Wassermotorriader erweitert, und es wurden Umwelt-
schutzanforderungen fiir Antriebsmotoren, sowohl fiir
Selbst- als auch fiir Fremdziindungsmotoren, in Form
von Grenzwerten fur Abgasemissionen (CO, HC, NOx
und Partikel) sowie in Form von Grenzwerten fiir Ge-
rduschemissionen in die gednderte Richtlinie aufgenom-
men.

Die Richtlinie 94/25[EG stiitzt sich auf die in der Ent-
schlieBung des Rates vom 7. Mai 1985 iiber eine neue
Konzeption auf dem Gebiet der technischen Harmonisie-
rung und der Normung (°) formulierten Grundsitze. Da-
her enthilt sie lediglich die grundlegenden Anforderun-
gen fur Sportboote, wihrend technische Einzelheiten
vom Europdischen Komitee fiir Normung (CEN) und
vom Europiischen Komitee fur elektrotechnische Nor-
mung (Cenelec) gemdfl der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropdischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998
tiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Nor-
men und technischen Vorschriften (¢) geregelt werden.
Besteht Konformitit mit diesen harmonisierten Normen,
deren Fundstellen im Amtsblatt der Europdischen Union
veroffentlicht sind, so ist die Konformitit mit den An-
forderungen der Richtlinie 94/25/EG zu vermuten. Diese
Grundprinzipien haben sich in dieser Branche bewihrt
und sollten beibehalten und sogar noch vorangetrieben
werden.

Durch die technische Entwicklung auf dem Markt haben
sich jedoch neue Probleme hinsichtlich der Umweltanfor-
derungen der Richtlinie 94/25/EG ergeben. Zur Beriick-
sichtigung dieser Entwicklung und zur Klirung des
Rechtsrahmens fur die Vermarktung der von dieser Richt-
linie erfassten Produkte sollten bestimmte Teile der

() ABL L 214 vom 26.8.2003, S. 18.
() ABL C 136 vom 4.6.1985, S. 1.
() ABL L 204 vom 21.7.1998, S. 37.
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Richtlinie 94/25[EG iiberarbeitet und verbessert werden,
und im Interesse der Klarheit sollte die Richtlinie auf-
gehoben und durch die vorliegende Richtlinie ersetzt
werden.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber die
Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiiber-
wachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von
Produkten (') werden horizontale Bestimmungen fiir die
Akkreditierung von Konformititsbewertungsstellen, die
CE-Kennzeichnung und den Rahmen fiir eine Uber-
wachung des Unionsmarktes und fir Kontrollen der auf
den Unionsmarkt eingefithrten Produkte festgelegt, die
auch auf die von dieser Richtlinie erfassten Produkte an-
wendbar sind.

Der Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 9. Juli 2008 iber einen
gemeinsamen Rechtsrahmen fiir die Vermarktung von
Produkten (%) enthilt gemeinsame Grundsitze und Mus-
terbestimmungen fiir Rechtsvorschriften auf der Grund-
lage des neuen Konzepts. Um Ubereinstimmung mit an-
deren Produktvorschriften der einzelnen Sektoren zu ge-
wihrleisten, sollten bestimmte Vorschriften dieser Richt-
linie an den genannten Beschluss angepasst werden, so-
fern sektorale Besonderheiten keine andere Losung erfor-
dern. Daher sollten bestimmte Begriffsbestimmungen, die
allgemeinen Pflichten der Wirtschaftsakteure, die Konfor-
mitdtsvermutung, die Vorschriften fiir die CE-Kennzeich-
nung, die Anforderungen an Konformititsbewertungsstel-
len und Notifizierungsverfahren und die Vorschriften fiir
die Verfahren zur Behandlung gefihrlicher Produkte an
diesen Beschluss angepasst werden. Die Verordnung (EU)
Nr. 1025/2012 des Europdischen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. Oktober 2012 zur europiischen Nor-
mung (%) enthilt ein Verfahren fur Einwinde gegen har-
monisierte Normen, falls diese Normen den Anforderun-
gen dieser Richtlinie nicht in vollem Umfang entspre-
chen.

Um den Wirtschaftsakteuren und den nationalen Behor-
den die Auslegung und einheitliche Anwendung dieser
Richtlinie zu erleichtern, sollten der Geltungsbereich
und die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 94/25/EG
prézisiert werden. Insbesondere sollte prazisiert werden,
dass Amphibienfahrzeuge vom Anwendungsbereich die-
ser Richtlinie ausgeschlossen sind. Aufierdem ist es not-
wendig, anzugeben, welche Arten von Kanus und Kajaks
vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen
sind, und zu prézisieren, dass lediglich Wassermotorrader
fir Sport- und Freizeitzwecke von ihr erfasst werden.

Auflerdem sollten zum leichteren Verstindnis und im
Interesse einer einheitlichen Anwendung der Richtlinie
die Begriffe ,fur den Eigengebrauch gebaute Wasserfahr-
zeuge®, ,Rumpflinge” und ,private Einfithrer* definiert

() ABL L 218 vom 13.8.2008, S. 30.

() ABL L 218 vom 13.8.2008, S. 82.
() ABL L 316 vom 14.11.2012, S. 12.

(10)

1)

(12)

(13)

werden. Es ist notwendig, die derzeitige Begriffsbestim-
mung fiir ,Antriebsmotoren® zu erweitern, um innovative
Antriebslosungen zu beriicksichtigen.

Die auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebrachten oder in
Betrieb genommenen Produkte, die unter diese Richtlinie
fallen, sollten den einschlagigen Rechtsvorschriften der
Union entsprechen, und die Wirtschaftsakteure sollten
fur die Konformitdt der Produkte verantwortlich sein, je
nachdem, welche Rolle sie jeweils in der Lieferkette spie-
len, um ein hohes Niveau beim Schutz der offentlichen
Interessen, wie etwa Gesundheit und Sicherheit, sowie
beim Verbraucherschutz und beim Umweltschutz zu ge-
wahrleisten und einen fairen Wettbewerb auf dem Uni-
onsmarkt sicherzustellen.

Alle Wirtschaftsakteure, die Teil der Liefer- und Vertriebs-
kette sind, sollten geeignete Malnahmen ergreifen, um zu
gewihrleisten, dass Produkte, die unter diese Richtlinie
fallen, keine Gefihrdung fur die Gesundheit und Sicher-
heit von Personen sowie fiir Sachen oder die Umwelt
darstellen konnen, wenn sie sachgemafl gebaut und in-
stand gehalten werden, und dass sie nur solche Produkte
auf dem Markt bereitstellen, die mit den einschldgigen
Rechtsvorschriften der Union iibereinstimmen. In dieser
Richtlinie sollte eine klare und verhaltnismafiige Vertei-
lung der Pflichten vorgesehen werden, die auf die einzel-
nen Akteure entsprechend ihrer Rolle in der Liefer- und
Vertriebskette entfallen.

Da bestimmte Aufgaben nur vom Hersteller wahrgenom-
men werden konnen, ist es erforderlich, dass klar zwi-
schen dem Hersteller und den in der Vertriebskette nach-
geschalteten Akteuren unterschieden wird. AufSerdem ist
es erforderlich, zwischen Einfithrer und Hindler zu un-
terscheiden, da der Einfithrer Produkte aus Drittlindern
auf den Unionsmarkt einfithrt. Der Einfiihrer sollte daher
sicherstellen, dass diese Produkte mit den in der Union
geltenden Anforderungen iibereinstimmen.

Da der Hersteller den Entwurfs- und Fertigungsprozess in
allen Finzelheiten kennt, ist er am besten fiir die Durch-
fuhrung des gesamten Konformititsbewertungsverfahrens
geeignet. Die Konformititsbewertung sollte daher auch

weiterhin die ausschlieRliche Verpflichtung des Herstellers
bleiben.

Es ist notwendig sicherzustellen, dass unter diese Richt-
linie fallende Produkte aus Drittlindern, die auf den Uni-
onsmarkt gelangen, den in der Union geltenden Anfor-
derungen geniigen, und insbesondere, dass vom Herstel-
ler geeignete Bewertungsverfahren hinsichtlich dieser Pro-
dukte durchgefiihrt wurden. Es sollte deshalb vorgesehen
werden, dass die Einfiihrer sicherstellen, dass von ihnen
in Verkehr gebrachte Produkte den geltenden Anforde-
rungen geniigen, und dass sie keine Produkte in Verkehr
bringen, die diesen Anforderungen nicht geniigen oder
eine Gefahr darstellen. Aus dem gleichen Grund sollte
vorgesehen werden, dass die Einfithrer sicherstellen,
dass Konformititsbewertungsverfahren durchgefithrt wur-
den und dass die CE-Kennzeichnung und die von den
Herstellern erstellten Unterlagen den Uberwachungs-
behérden zur Uberpriifung zur Verfiigung stehen.
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(14)

(16)

(18)

Wenn ein Hindler ein unter diese Richtlinie fallendes
Produkt auf dem Markt bereitstellt, nachdem es vom
Hersteller oder vom Einfithrer in Verkehr gebracht wurde,
sollte er die gebithrende Sorgfalt walten lassen, um si-
cherzustellen, dass seine Handhabung des Produkts des-
sen Konformitit nicht negativ beeinflusst. Sowohl von
den Finfithrern als auch von den Hindlern wird erwartet,
dass sie mit der gebiithrenden Sorgfalt auf die geltenden
Anforderungen achten, wenn sie Produkte in Verkehr
bringen oder auf dem Markt bereitstellen.

Wenn ein Einfithrer ein unter diese Richtlinie fallendes
Produkt in Verkehr bringt, sollte er seinen Namen und
seine Kontaktanschrift auf dem Produkt angeben. Aus-
nahmen sollten in Fillen gelten, in denen die Grofe
oder die Art des Bauteils eine solche Angabe nicht er-
laubt.

Jeder Wirtschaftsakteur, der ein Produkt unter seinem
eigenen Namen oder seiner eigenen Marke in Verkehr
bringt oder ein Produkt so verdndert, dass sich dies auf
seine Konformitdt mit den geltenden Anforderungen aus-
wirken kann, sollte als Hersteller gelten und die Ver-
pflichtungen des Herstellers wahrnehmen.

Da Hindler und Einfithrer dem Markt nahe stehen, soll-
ten sie in Marktiiberwachungsaufgaben der zustindigen
nationalen Behorden eingebunden werden und darauf
eingestellt sein, aktiv mitzuwirken, indem sie diesen Be-
horden alle notigen Informationen zu dem betreffenden
Produkt geben.

Die Einfuhr von Sportbooten und Wassermotorridern
aus Drittlindern in die Union durch in der Union ansis-
sige natiirliche oder juristische Personen ist ein besonde-
res Merkmal dieses Sektors. Die Richtlinie 94/25/EG ent-
hidlt jedoch nur wenige Bestimmungen, die fiir private
Einfithrer beziiglich der Durchfithrung der Konformitats-
bewertung (Begutachtung nach Bauausfithrung) gelten
oder als fiir sie geltend erachtet werden konnen. Es ist
daher notwendig, die anderen Pflichten privater Einfiihrer
zu prazisieren, die grundsitzlich mit denjenigen harmo-
nisiert werden sollten, die fiir Hersteller gelten, von eini-
gen Ausnahmen hinsichtlich der nichtgewerblichen Natur
ihrer Tatigkeit abgesehen.

Die Sicherstellung der Riickverfolgbarkeit eines Produkts
tiber die gesamte Lieferkette hinweg hilft dabei, dass die
Marktiiberwachung einfacher und wirksamer wird. Ein
wirksames System zur Riickverfolgbarkeit erleichtert
den Marktiiberwachungsbehorden ihre Aufgabe, Wirt-
schaftsakteure aufzuspiiren, die nichtkonforme Produkte
auf dem Markt bereitgestellt haben.

(20)

(21)

(22)

(23)

Aus Griinden der Klarheit und der Ubereinstimmung mit
anderen Richtlinien des neuen Konzepts ist es erforder-
lich, ausdriicklich anzugeben, dass von dieser Richtlinie
erfasste Produkte nur dann in Verkehr gebracht oder in
Betrieb genommen werden diirfen, wenn sie sowohl der
allgemeinen Anforderung entsprechen, dass sie keine Ge-
fahrdung fir die Gesundheit und Sicherheit von Personen
sowie fiir Sachen oder die Umwelt darstellen konnen, als
auch die grundlegenden Anforderungen dieser Richtlinie
erfiillen.

Hinsichtlich Motoren, die urspriinglich bereits nach der
Richtlinie 97/68/EG des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 1997 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber Mafinah-
men zur Bekidmpfung der Emission von gasformigen
Schadstoffen und luftverunreinigenden Partikeln aus Ver-
brennungsmotoren fiir mobile Maschinen und Gerite (*)
oder der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009
iiber die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen und Mo-
toren hinsichtlich der Emissionen von schweren Nutz-
fahrzeugen (Euro VI) und iiber den Zugang zu Fahrzeug-
reparatur- und -wartungsinformationen (%) fiir den Einbau
in Boote als Antriebsmotoren angepasst wurden, sollten
sich Personen, die Motoren anpassen, auf den Konfor-
mitdtsnachweis des urspriinglichen Motorenherstellers
verlassen konnen, wenn durch die Anpassungen die Ab-
gasemissionseigenschaften nicht verdndert wurden.

In dem Bericht iiber die Moglichkeiten weiterer Verbes-
serungen der Umwelteigenschaften von Wassersport-
motoren, vorgelegt gemdfl Artikel 2 der Richtlinie
2003/44[EG, wurden verschiedene Optionen fiir eine
weitere Senkung der Grenzwerte fiir Abgasemissionen
von Sportbootmotoren beurteilt. In diesem Bericht
kommt man zu dem Schluss, dass es angezeigt ist, die
in der Richtlinie 2003/44/EG festgelegten Grenzwerte zu
verschidrfen. Sie sollten auf ein Niveau gebracht werden,
das die technische Entwicklung in Bezug auf sauberere
Technologien fiir Bootsmotoren widerspiegelt und einer
weltweiten Harmonisierung der Grenzwerte fiir Abgas-
emissionen den Weg bereitet. Die CO-Grenzwerte hin-
gegen sollten angehoben werden, um eine betrichtliche
Verringerung der Luftverschmutzung durch andere luft-
verunreinigende Stoffe zu erlauben, der technischen
Durchfiihrbarkeit Rechnung zu tragen und die schnellst-
mogliche Umsetzung zu erreichen und dabei gleichzeitig
sicherzustellen, dass die soziodkonomischen Auswirkun-
gen auf diesen Wirtschaftssektor akzeptabel bleiben.

Fiir die verschiedenen Kraftstoff- und Antriebsarten soll-
ten die jeweiligen Priifzyklen der einschldgigen harmoni-
sierten Norm fiir Motoren in Schiffsanwendungen ver-
wendet werden; bis diese verfiigbar sind, sollten die Priif-
zyklen verwendet werden, die in der einschligigen I1SO-
Norm beschrieben sind, wobei den Werten des Anhangs
I Teil B Nummer 2.3. Rechnung zu tragen ist. Fur alle
Verbrennungsmotoren, die zum Antriebssystem gehoren,
darunter auch Hybridantriebe, sollten Priifzyklen ent-
wickelt werden.

() ABL L 59 vom 27.2.1998, S. 1.

() ABL L 188 vom 18.7.2009, S. 1.



28.12.2013 Amtsblatt der Europdischen Union L 354/93
(24) Die bei der Bewertung der Ubereinstimmung mit den (30) Die CE-Kennzeichnung sollte die einzige Konformitits-
Grenzwerten fir Abgasemissionen verwendeten Priifkraft- kennzeichnung sein, die darauf hinweist, dass ein Pro-
stoffe sollten die Zusammensetzung der auf dem jeweili- dukt, das von dieser Richtlinie erfasst wird, mit den Har-
gen Markt verwendeten Kraftstoffe widerspiegeln, wes- monisierungsrechtsvorschriften der Union tibereinstimmt.
halb fir die Typgenehmigung in der Union europiische Andere Kennzeichnungen sollten jedoch erlaubt sein, so-
Bezugskraftstoffe Verwendung finden sollten. Da Herstel- fern sie zur Verbesserung des Verbraucherschutzes beitra-
ler aus Drittlindern gegebenenfalls keinen Zugang zu gen und diese Kennzeichnungen nicht von Harmonisie-
europdischen Bezugskraftstoffen haben, ist es erforderlich, rungsrechtsvorschriften der Union erfasst werden.
dass die Genehmigungsbehorden die Priifung von Moto-
ren mit anderen Bezugskraftstoffen akzeptieren diirfen. di il d dl den Anford
Allerdings sollte die Auswahl der Bezugskraftstoffe auf (31)  Um __hlel Eru ung der grundiegenden nfor e.rL}ngben zu
diejenigen Spezifikationen beschrankt sein, die in der je- gewanr efm}tlen, fmusslen geeégnetg. Kon ((i)rmllzlats eﬁver-
weiligen ISO-Norm angegeben sind, damit die Qualitit tt.mgs;/le{a ren destge egt Wf;rhen, 1eHV0n eF di erste fern
und die Vergleichbarkeit der Priifergebnisse gewadhrleistet einzuhalten sind. Diese Verfahren sol'ten aut die Konfor-
ist. mitdtsbewertungsmodule Bezug nehmen, die in dem Be-
schluss Nr. 768/2008/EG festgelegt sind. Sie sollten sich
nach dem Grad der Gefahr richten, die von einem Was-

(25)  Als Beitrag zum Schutz der maritimen Umwelt ist es serfahrzeug oder seinen Motoren und Bauteilen ausgehen
ange}f?igbt’ eine éﬁndforde.l‘u?% eiIlZfUE'lhren, lglt de.ft ‘{,Olj_ kann. Folglich s\;)lltfe 1];ede Konformitéitsé{ateg(érie Ellurc\};]eilri
geschrieben wird, dass in wasserfanrzeuge die mit 101- angemessenes Verfahren erganzt werden oder die Wa
letten ausgestattet sind, Auffangbehalter eingebaut wer- zwischen mehreren gleichwertigen Verfahren maglich
den. sein.

(26)  Unfallstatistiken zeigen, dass bei bewohnbaren Mehr- (32) Die Erfahrung hat gezeigt, dass es angebracht ist, fiir
rumpf-Sportbooten das Risiko eines Kielobenliegens nied- Bauteile ein breiteres Spektrum von Konformititsbewer-
rig ist. Trotzdem ist es angezeigt, das Risiko des Kiel- tungsmodulen zuzulassen. Bei der Konformititsbewer-
obenliegens bei bewohnbaren Mehrrumpf-Sportbooten tung beziiglich der Anforderungen fiir Abgas- und Ge-
in Betracht zu zichen, d. h,. sie sollten, wenn sie fiir rduschemissionen sollte unterschieden werden zwischen
ein Kielobenliegen anfillig sind, schwimmfihig bleiben, Fillen, in denen die harmonisierten Normen verwendet
wenn Si? k.ielobe.n liegen, und ein Notausstieg sollte prak- wurden, und solchen, in denen sie nicht verwendet wur-
tisch moglich sein. den, denn im letztgenannten Fall ist es gerechtfertigt, ein

strengeres Konformitdtsbewertungsverfahren zu fordern.

(27)  In Ubereinstimmung mit dem Grundsatz der Subsidiaritit A"uﬁe.rden?. sollte  die Mt’)glichkteit. abgeschafft werden,
sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie das Recht der fiir die Priifung der Gerauschem1§s1qnen Angab.en zu Re-
Mitgliedstaaten unberiihrt lassen, die Anforderungen fest- ferenzbooten zu verwenden; d? sie in der Praxis nicht in
zulegen, die sie fur die Schifffahrt auf bestimmten Ge- Anspruch genommen wurde, ist sie tiberfliissig.
wissern im Hinblick auf den Umwelt- und Lirmschutz,
d?ehStrﬁlkltur dfezWasserwege und ?ur Gefwzilhrlfls}:u}lzgl der (33)  Um klar und eindeutig anzugeben, welche Verhiltnisse
Slcf cr ?t aul her;) ngserzvegen ur efr ﬁr erlich ‘halten, fiir den Betrieb von Wasserfahrzeugen geeignet sind, soll-
so im, 135 nIc Lllev‘wrft, alss Wasser.a rzquedln ciner ten die Bezeichnungen der Entwurfskategorien fiir Was-
glc t in der Ric dt m;e eztge egten Weise verdn erthwfer- serfahrzeuge nur auf den wesentlichen Umweltbedingun-
o mtészen, unc so egn 1ese 1Best1mmungen'g3rec ter- gen fiir die Seefahrt, ndmlich Windstirke und signifikan-
tigt und dem angestrebten Ziel angemessen sind. ter Wellenhohe, basieren. Im Hinblick auf den Entwurf

des Wasserfahrzeugs werden mit den vier Entwurfskate-

(28)  Die CE-Kennzeichnung bringt die Konformitit eines Pro- gorien A, B, C und D Bereichswerte fiir Windkraft und
dukts zum Ausdruck und ist die sichtbare Folge eines signifikante Wellenhohe sowie Erlduterungen vorgegeben.
umfassenden Prozesses, der die Konformititsbewertung
im weiteren Smne.umfasst. Die .allgememen Grundsitze (34)  Die Richtlinie 94/25/EG sieht vor, dass die Begutachtung
fur die CE-Kennzeichnung sind in der Verordnung (EG) . A

) TR . von Sportbooten nach Bauausfithrung von einer in der
Nr. 765/2008 festgelegt. In dieser Richtlinie sollten die . o o >
! - : . Union anséssigen natiirlichen oder juristischen Person
Vorschriften fiir die Anbringung der CE-Kennzeichnung : .
. . wahrgenommen werden kann, die das Produkt in Ver-
an Wasserfahrzeugen, Bauteilen und Antriebsmotoren . . . )
. . . . . kehr bringt oder in Betrieb nimmt, wenn der Hersteller
aufgefithrt werden. Es ist angezeigt, die Verpflichtung . . e
. ; den Verpflichtungen in Bezug auf die Ubereinstimmung
zur Anbringung der CE-Kennzeichnung auf alle Innen- . : A
b . . ) ) des Produkts mit den Bestimmungen der Richtlinie nicht
ordmotoren und Motoren mit Z-Antrieb ohne integrier- . TR A )
. . nachkommt. Im Sinne der Einheitlichkeit ist es angezeigt,
tes Abgassystem auszuweiten, bei denen davon auszuge- .
hen i . . den Anwendungsbereich der Begutachtung nach Bauaus-
en ist, dass sie den grundlegenden Anforderungen dieser fih iten damit nich b
Richtlinie geniigen tihrung auszuweiten, damit nicht nur Wassersportboote,
’ sondern auch Wassermotorrider erfasst sind. Aus Griin-
den der Klarheit sollte angegeben werden, in welchen
(29) Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Herstellern, Situationen die Begutachtung nach Bauausfithrung ange-

privaten Einfithrern und Benutzern klar gemacht wird,
dass der Hersteller durch das Anbringen der CE-Kenn-
zeichnung an einem Produkt erklart, dass dieses Produkt
mit allen geltenden Vorschriften tibereinstimmt, und dass
er die volle Verantwortung hierfiir ibernimmt.

wendet werden kann. Fiir die Einfuhr sollte seine Ver-
wendung zudem auf die Fille einer nichtgewerblichen
Einfuhr durch private Einfuhrer beschriankt werden, damit
die Begutachtung nach Bauausfiihrung nicht zu kommer-
ziellen Zwecken missbraucht werden kann. Auflerdem
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(35)

(37)

(38)

(39)

besteht die Notwendigkeit, die Pflichten der Person, die
eine Begutachtung nach Bauausfithrung beantragt, dahin-
gehend auszuweiten, dass sie der notifizierten Stelle Un-
terlagen vorlegt, um eine zuverlissige Konformitats-
bewertung des Produkts durch die notifizierte Stelle si-
cherzustellen.

Da innerhalb der Union ein einheitlich hohes Leistungs-
niveau der notifizierten Stellen, die Konformititsbewer-
tungen bei von dieser Richtlinie erfassten Produkten
durchfithren, zu gewihrleisten ist und diese Stellen ihre
Aufgaben gleich gut und unter fairen Wettbewerbsbedin-
gungen erfiillen sollten, sind verbindliche Anforderungen
fur die Konformitatsbewertungsstellen festzulegen, die da-
fir notifiziert werden wollen, im Rahmen dieser Richt-
linie Konformititsbewertungsleistungen zu erbringen.

Um fiir ein einheitliches Qualitdtsniveau bei der Durch-
fuhrung der Bewertung der Konformitit von unter diese
Richtlinie fallenden Produkten zu sorgen, miissen nicht
nur die Anforderungen an um Notifizierung ersuchende
Konformititsbewertungsstellen konsolidiert werden, son-
dern es miussen gleichzeitig auch die Anforderungen an
die notifizierenden Behorden und andere Stellen, die bei
der Begutachtung, Notifizierung und Uberwachung von
notifizierten Stellen titig sind, festgelegt werden.

Die Verordnung (EG) Nr.765/2008 erginzt und stdrke
den bestechenden Rahmen fiir die Marktiiberwachung
der von den Harmonisierungsrechtsvorschriften der
Union erfassten Produkte, einschlieflich der unter diese
Richtlinie fallenden Produkte. Daher sollten die Mitglied-
staaten eine Marktiiberwachung fiir diese Produkte ge-
méfl dieser Verordnung und gegebenenfalls gemdfl der
Richtlinie 2001/95/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 3. Dezember 2001 iiber die all-
gemeine Produktsicherheit (*) organisieren und durchfiih-
ren.

Um fiir mehr Transparenz und kiirzere Bearbeitungszei-
ten zu sorgen, sollte das bestehende Schutzklauselverfah-
ren, das es der Kommission ermdglicht zu priifen, ob die
Maflnahme eines Mitgliedstaats gegen ein seiner Meinung
nach nicht den Anforderungen entsprechendes Produkt
gerechtfertigt ist, verbessert werden, damit es effizienter
wird und damit das in den Mitgliedstaaten vorhandene
Expertenwissen genutzt wird.

Das vorhandene System sollte um ein Verfahren erginzt
werden, mit dem die interessierten Kreise iiber geplante
Mafinahmen gegen unter diese Richtlinie fallende Pro-
dukte informiert werden konnen, die eine Gefahr fiir
die Gesundheit oder Sicherheit von Personen oder fiir
andere im offentlichen Interesse schiitzenswerte Aspekte

() ABL L 11 vom 15.1.2002, S. 4.

(41)

(42)

(44)

darstellen. Das System sollte es den Marktiiberwachungs-
behorden ferner gestatten, in Zusammenarbeit mit den
betreffenden Wirtschaftsakteuren bei derartigen Produk-
ten zu einem fritheren Zeitpunkt einzuschreiten.

In den Fillen, in denen die Mitgliedstaaten und die Kom-
mission die Begriindung einer von einem Mitgliedstaat
ergriffenen Mafnahme einhellig annehmen, sollte die
Kommission nicht weiter titig werden miissen.

Zur Berlicksichtigung des technischen Fortschritts und
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse sollte der Kommis-
sion die Befugnis iibertragen werden, gemifl Artikel 290
des Vertrags iiber die Funktionsweise der Europdischen
Union (AEUV) Rechtsakte zu erlassen, um Anhang I
Teil B Nummern 2.3, 2.4, 2.5 und 3 sowie Anhang I
Teil C Nummer 3 und die Anhinge V, VII und IX zu
andern. Dies wird es der Kommission kiinftig gestatten,
Priifzyklen fiir Hybridmotoren einzufiihren und Priifkraft-
stoffe mit Biokraftstoffbeimengungen in die Tabelle der
Priifkraftstoffe aufzunehmen, sobald diese Priifkraftstoffe
international anerkannt worden sind. Es ist von beson-
derer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch
auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt. Bei
der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte
sollte die Kommission gewdhrleisten, dass die einschldgi-
gen Dokumente dem Europiischen Parlament und dem
Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise
tbermittelt werden.

Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfihrung die-
ser Richtlinie zu gewihrleisten, sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Be-
fugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemei-
nen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitglied-
staaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse
durch die Kommission kontrollieren (?), ausgeiibt werden.

Fiir den Erlass von Durchfithrungsrechtsakten, mit denen
der notifizierende Mitgliedstaat aufgefordert wird, die er-
forderlichen Abhilfemafinahmen zu ergreifen, wenn no-
tifizierte Stellen die Voraussetzungen fiir ihre Notifizie-
rung nicht oder nicht mehr erfilllen, sollte das Beratungs-
verfahren angewandt werden.

Fiir den Erlass von Durchfuhrungsrechtsakten, die sicher-
stellen, dass diese Richtlinie einheitlich angewendet wird,
insbesondere was die in Artikel 24 vorgesehenen ergin-
zenden Bestimmungen iiber Konformititsbewertungsver-
fahren sowie die Anforderungen fur die Entwurfskatego-
rien fur Wasserfahrzeuge, die Kennzeichnung der Wasser-
fahrzeuge, die Herstellerplakette, das Handbuch fiir den
Eigner, das Gassystem, den Schutz gegen Gewisserver-
schmutzung, den Fragebogen fiir die Berichterstattung
und Navigationslichter betrifft, sollte das Priifverfahren
angewandt werden.

() ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13.
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(45)  Die Kommission sollte durch Erlass von Durchfiihrungs- Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union ver-

(47)

(48)

(50)

(1)

(52)

rechtsakten festlegen, ob Manahmen der Mitgliedstaaten
in Bezug auf ein Produkt, das eine Gefahr fir die Ge-
sundheit oder Sicherheit von Personen, fiir Sachen oder
fur die Umwelt darstellt, gerechtfertigt sind; angesichts
der besonderen Art der Durchfithrungsrechtsakte sollte
die Verordnung (EU) Nr. 182/2011 dabei nicht gelten.

In hinreichend begriindeten Fillen, die die Konformitits-
bewertung, die Entwurfskategorien fiir Wasserfahrzeuge,
die Navigationslichter, den Schutz gegen Gewisserver-
schmutzung und Gasgerite betreffen und die eine Gefahr
fur die Gesundheit oder Sicherheit von Personen, fiir
Sachen oder fiir die Umwelt darstellen, sollte die Kom-
mission unmittelbar anwendbare Durchfithrungsrechts-
akte erlassen, wenn dies aus Griinden duferster Dring-
lichkeit erforderlich ist.

Entsprechend der tiblichen Praxis kann der nach dieser
Richtlinie eingesetzte Ausschuss eine niitzliche Rolle bei
der Priifung von Fragen betreffend die Anwendung dieser
Richtlinie spielen, die entweder von seinem Vorsitz oder
von einem Vertreter eines Mitgliedstaats in Einklang mit
seiner Geschiftsordnung aufgeworfen werden.

Um die Uberwachung und Wirksamkeit dieser Richtlinie
durchzusetzen, sollten die Mitgliedstaaten einen Fragebo-
gen iiber die Anwendung dieser Richtlinie ausfillen. Die
Kommission sollte darauthin einen Bericht tiber die An-
wendung dieser Richtlinie erstellen und verdffentlichen.

Die Mitgliedstaaten sollten Vorschriften tiber Sanktionen
festlegen, die bei einem Verstoff gegen diese Richtlinie zu
verhdngen sind, und deren Durchsetzung gewihrleisten.
Diese Sanktionen sollten wirksam, verhiltnismaflig und
abschreckend sein.

Um den Herstellern und den anderen Wirtschaftsakteuren
genug Zeit zur Anpassung an die Anforderungen dieser
Richtlinie zu geben, ist es erforderlich, einen ausreichen-
den Ubergangszeitraum nach Inkrafttreten dieser Richt-
linie vorzusehen, in dem Produkte, die die Anforderun-
gen der Richtlinie 94/25/EG erfillen, nach wie vor in
Verkehr gebracht werden diirfen.

Damit kleine und mittelgrole Hersteller von AufSenbord-
Antriebsmotoren mit Fremdziindung mit einer Leistung
von hochstens 15 kW diese Richtlinie leichter anwenden
und sich an die neuen Anforderungen anpassen konnen,
ist es angezeigt, eine besondere Ubergangsfrist fiir diese
Hersteller festzulegen.

Da das Ziel dieser Richtlinie — nédmlich ein hohes
Schutzniveau fiir die Gesundheit und Sicherheit von
Menschen sowie fur die Umwelt sicherzustellen und
gleichzeitig durch die Festlegung harmonisierter Anforde-
rungen fiir von dieser Richtlinie erfasste Produkte und
Mindestanforderungen an die Marktiiberwachung das
Funktionieren des Binnenmarktes zu gewihrleisten —
von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht
werden kann, sondern vielmehr wegen seines Umfangs
und seiner Wirkungen auf Unionsebene besser zu ver-
wirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in

ankerten Subsidiaritatsprinzip titig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Ver-
haltnismaRigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das zur
Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf8 hinaus.

daher

(53) Die Richtlinie sollte

werden —

94/25[EG aufgehoben

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
Artikel 1
Gegenstand

In dieser Richtlinie werden Anforderungen fiir den Entwurf und
die Herstellung der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Produkte
sowie Regeln fiir deren freien Verkehr innerhalb der Union
festgelegt.

Artikel 2
Geltungsbereich
(1)  Diese Richtlinie gilt fur folgende Produkte:

a) Sportboote und unvollstindige Sportboote;

b) Wassermotorrader und unvollstindige Wassermotorrader;

¢) in Anhang II aufgefithrte Bauteile, wenn sie selbststindig auf
dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht werden (nachstehend
JBauteile®);

d) Antriebsmotoren, die bei Wasserfahrzeugen angebaut bzw.
eingebaut sind oder speziell fir den Anbau an bzw. Einbau
in diese Fahrzeuge bestimmt sind;

¢) bei Wasserfahrzeugen angebaute bzw. eingebaute Antriebs-
motoren, an denen ein groferer Umbau des Motors vor-
genommen wird;

f) Wasserfahrzeuge, bei denen ein grofferer Umbau vorgenom-
men wird.

(2)  Diese Richtlinie gilt nicht fiir folgende Produkte:

a) hinsichtlich der in Anhang I Teil A aufgefithrten Anforde-
rungen fir Entwurf und Bau:

i) ausschlieflich fiir Rennen bestimmte und vom Herstel-
ler entsprechend gekennzeichnete Wasserfahrzeuge, ein-
schlieflich Rennruderbooten und Trainingsruderbooten;
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ii) Kanus und Kajaks, die fiir den Vortrieb ausschliefSlich
durch Muskelkraft ausgelegt sind, sowie Gondeln und
Tretboote;

iii) Surfbretter, die ausschlieRlich fiir den Vortrieb durch
Wind ausgelegt sind und von einer oder mehreren ste-
henden Personen bedient werden;

iv) Surfbretter;

v) historische Original-Wasserfahrzeuge und vorwiegend
mit Originalmaterialien angefertigte und vom Hersteller
entsprechend gekennzeichnete einzelne Nachbauten von
vor 1950 entworfenen historischen Wasserfahrzeugen;

vi) Versuchszwecken dienende Wasserfahrzeuge, sofern sie
nicht auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht wer-
den;

vii) fur den Eigengebrauch gebaute Wasserfahrzeuge, sofern
sie wahrend eines Zeitraums von fiinf Jahren, gerechnet
ab der Inbetriebnahme des Wasserfahrzeugs, nicht nach-
folgend auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht wer-
den;

viii) Wasserfahrzeuge fiir den speziellen Zweck, mit einer
Mannschaft besetzt zu werden und Fahrgidste gewerblich
zu befordern, unabhingig von der Zahl der Fahrgiste
und unbeschadet des Absatzes 3;

ix) Tauchfahrzeuge;
x) Luftkissenfahrzeuge;
xi) Tragfligelboote;

xii) Wasserfahrzeuge mit auf duferer Verbrennung beruhen-
dem Dampfantrieb, die mit Kohle, Koks, Holz, Ol oder
Gas betrieben werden;

xii) Amphibienfahrzeuge, d. h. auf Radern oder Gleisketten
fahrende Kraftfahrzeuge, die sowohl im Wasser als auch
auf Land betrieben werden konnen;

b) hinsichtlich der in Anhang I Teil B aufgefithrten Anforde-
rungen fiir Abgasemissionen:

i) bei folgenden Produkten eingebaute oder speziell zum
Einbau bestimmte Antriebsmotoren:

— ausschlielich fiir Rennen bestimmte und vom Her-
steller entsprechend gekennzeichnete Wasserfahrzeu-

ge;

— Versuchszwecken dienende Wasserfahrzeuge, sofern
sie nicht auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht
werden;

— Wasserfahrzeuge fiir den speziellen Zweck, mit einer
Mannschaft besetzt zu werden und Fahrgiste gewerb-
lich zu beférdern, unabhingig von der Zahl der Fahr-
giste und unbeschadet des Absatzes 3;

— Tauchfahrzeuge;

— Luftkissenfahrzeuge;

— Tragfligelboote;

— Amphibienfahrzeuge, d. h. auf Radern oder Gleisket-
ten fahrende Kraftfahrzeuge, die sowohl im Wasser
als auch auf Land betrieben werden konnen;

ii) Originalmotoren und einzelne Nachbauten von vor 1950
entworfenen historischen Antriebsmotoren, die nicht in
Serie hergestellt wurden und in Wasserfahrzeugen gemafs
Buchstabe a Ziffern v oder vii eingebaut sind;

iii) fir den Eigengebrauch gebaute Antriebsmotoren, solange
sie wahrend eines Zeitraums von funf Jahren, gerechnet
ab der Inbetriebnahme des Wasserfahrzeugs, nicht nach-
folgend auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht wer-
den;

¢) hinsichtlich der in Anhang I Teil C aufgefithrten Anforde-
rungen fiir Gerduschemissionen:

i) alle in Buchstabe b genannten Wasserfahrzeuge;

ii) fiir den Eigengebrauch gebaute Wasserfahrzeuge, solange
sie wihrend eines Zeitraums von fiinf Jahren, gerechnet
ab der Inbetriebnahme des Wasserfahrzeugs, nicht nach-
folgend auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht wer-
den.

(3)  Wasserfahrzeuge, die gleichzeitig auch fiir Charter- oder
Sport- und Freizeit-Schulungszwecke verwendet werden konnen,
fallen ebenfalls in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie,
sofern sie auf dem Unionsmarkt fiir Freizeitzwecke in Verkehr
gebracht werden.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. ,Wasserfahrzeug” Sportboote oder Wassermotorrader;

2. ,Sportboot” simtliche Wasserfahrzeuge — unabhingig von
der Antriebsart und unter Ausschluss von Wassermotorra-
dern — mit einer Rumpflinge von 2,5 m bis 24 m, die fiir
Sport- und Freizeitzwecke bestimmt sind;
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10.

11.

12.

13.

14.

. ,Wassermotorrad“ fiir Sport- und Freizeitzwecke bestimmte

Wasserfahrzeuge mit weniger als 4 m Rumpflinge, die ei-
nen Antriebsmotor mit Strahlpumpenantrieb als Haupt-
antriebsquelle verwenden und die dazu konzipiert sind,
von einer oder mehreren Personen gefahren zu werden,
die nicht in, sondern auf dem Rumpf sitzen, stehen oder
knien;

. »fur den Eigengebrauch gebaute Wasserfahrzeuge® Wasser-

fahrzeuge, die iiberwiegend von ihrem kiinftigen Verwender
fur den Eigengebrauch gebaut werden;

. ,Antriebsmotor* alle direkt oder indirekt zu Antriebszwe-

cken genutzten Fremd- oder Selbstziindungs-Verbrennungs-
motoren;

. ,groferer Umbau des Motors“ einen Umbau des Antriebs-

motors, der moglicherweise dazu fiihrt, dass der Motor die
in Anhang I Teil B angegebenen Emissionsgrenzwerte iiber-
schreitet, oder der die Motornennleistung um mehr als
15 % erhoht;

. ygroferer Umbau des Wasserfahrzeugs” einen Umbau des

Wasserfahrzeugs, bei dem die Antriebsart des Wasserfahr-
zeugs gedndert wird, der Motor einem groferen Umbau
unterzogen wird oder das Wasserfahrzeug in einem Aus-
mafl verdndert wird, dass es die geltenden in dieser Richt-
linie festgelegten grundlegenden Sicherheits- und Umwelt-
anforderungen moglicherweise nicht erfiillt;

. ,Antriebsart® das Verfahren, mit dem das Wasserfahrzeug

angetrieben wird;

. ,Motorenfamilie“ eine vom Hersteller eingeteilte Gruppe

von Motoren, die aufgrund ihrer Bauart dhnliche Eigen-
schaften hinsichtlich ihrer Abgas- oder Gerduschemissionen
haben;

,Rumpflinge“ die nach der harmonisierten Norm gemes-
sene Linge des Rumpfes.

,Bereitstellung auf dem Markt“ jede entgeltliche oder unent-
geltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb, zum Ver-
brauch oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im
Rahmen einer Geschiftstatigkeit;

Jnverkehrbringen die erstmalige Bereitstellung eines Pro-
dukts auf dem Unionsmarkt;

yJnbetriebnahme” die erstmalige Verwendung eines von die-
ser Richtlinie erfassten Produkts in der Union durch den
Endverbraucher;

,Hersteller jede natiirliche oder juristische Person, die ein
Produkt herstellt bzw. entwickeln oder herstellen ldsst und
dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer ei-
genen Marke vermarktet;

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

,Bevollmichtigter” jede in der Union ansissige natiirliche
oder juristische Person, die von einem Hersteller schriftlich
beauftragt wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben
wahrzunehmen;

,Einfithrer” jede in der Union ansissige natiirliche oder
juristische Person, die ein Produkt aus einem Drittstaat
auf dem Unionsmarkt in Verkehr bringt;

Lprivater Einfithrer* jede in der Union ansissige natiirliche
oder juristische Person, die ein Produkt aus einem Drittstaat
im Zuge einer nichtgewerblichen Tatigkeit auf dem Unions-
markt mit der Absicht in Verkehr bringt, es zum eigenen
Gebrauch in Betrieb zu nehmen;

,2Hindler* jede natiirliche oder juristische Person in der Lie-
ferkette, die ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, mit
Ausnahme des Herstellers oder des Einfiihrers;

,Wirtschaftsakteure” Hersteller, Bevollmachtigte, Einfithrer
und Hindler;

Jharmonisierte Norm*“ eine harmonisierte Norm im Sinne
des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU)
Nr. 1025/2012;

,Akkreditierung” eine Akkreditierung im Sinne des Artikels
2 Nummer 10 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008;

,nationale Akkreditierungsstelle” eine nationale Akkreditie-
rungsstelle im Sinne des Artikels 2 Nummer 11 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 765/2008;

,Konformititsbewertung“ das Verfahren, nach dem fest-
gestellt wird, ob die Anforderungen dieser Richtlinie an
ein Produkt, ein Verfahren oder ein System erfiillt worden
sind;

,Konformititsbewertungsstelle“ eine Stelle, die Konfor-
mitdtsbewertungstitigkeiten einschliefSlich Kalibrierungen,
Priifungen, Zertifizierungen und Inspektionen durchfiihrt;

,Ruckruf* jede Malnahme, die auf Erwirkung der Riickgabe
eines dem Endverbraucher bereits bereitgestellten Produkts
abzielt;

,Riicknahme“ jede Maflnahme, mit der verhindert werden
soll, dass ein in der Lieferkette befindliches Produkt auf
dem Markt bereitgestellt wird;
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27. ,Marktiiberwachung” die von den Behorden durchgefiihrten
Tatigkeiten und von ihnen getroffenen Mafinahmen, durch
die sichergestellt werden soll, dass die Produkte mit den
Anforderungen der einschldgigen Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union iibereinstimmen und keine Gefahr-
dung fiir die Gesundheit, Sicherheit oder andere im offent-
lichen Interesse schiitzenswerte Bereiche darstellen;

28. ,CE-Kennzeichnung“ eine Kennzeichnung, durch die der
Hersteller erkldrt, dass das Produkt den geltenden Anforde-
rungen geniigt, die in den Harmonisierungsrechtsvorschrif-
ten der Union, nach denen die Anbringung der Kennzeich-
nung vorgeschrieben ist, festgelegt sind;

29. ,Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union“ Rechtsvor-
schriften der Union zur Harmonisierung der Bedingungen
fir die Vermarktung von Produkten.

Artikel 4
Grundlegende Anforderungen

(1)  Die in Artikel 2 Absatz 1 genannten Produkte diirfen nur
dann bereitgestellt oder in Betrieb genommen werden, wenn sie
bei sachgemifer Instandhaltung und Verwendung entsprechend
ihrer Zweckbestimmung weder die Gesundheit und die Sicher-
heit von Personen und Sachen noch die Umwelt gefdhrden und
zugleich die einschldgigen grundlegenden Anforderungen des
Anhangs [ erfiillen.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 2
Absatz 1 genannten Produkte nur dann auf dem Markt bereit-
gestellt oder in Betrieb genommen werden, wenn sie den An-
forderungen des Absatzes 1 entsprechen.

Artikel 5
Nationale Bestimmungen fiir die Schifffahrt

Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, im Hin-
blick auf den Umweltschutz und die Struktur der Wasserwege
sowie zur Gewdhrleistung der Sicherheit auf den Wasserwegen
Bestimmungen fiir die Schifffahrt auf bestimmten Gewissern zu
erlassen, sofern diese Bestimmungen keinen Umbau von Was-
serfahrzeugen im Sinne dieser Richtlinie erfordern und diese
Bestimmungen gerechtfertigt und verhaltnismafig sind.

Artikel 6
Freier Warenverkehr

(1) Die Mitgliedstaaten dirfen in ihrem Hoheitsgebiet die
Bereitstellung auf dem Markt oder, unbeschadet des Artikels
5, die Inbetriecbnahme von Wasserfahrzeugen nicht behindern,
wenn sie dieser Richtlinie entsprechen.

(2) Die Mitgliedstaaten diirfen die Bereitstellung auf dem
Markt von unvollstindigen Wasserfahrzeugen nicht behindern,
wenn der Hersteller oder der Einfuhrer gemafl Anhang III er-
klart, dass die Fertigstellung des Wasserfahrzeugs durch andere
beabsichtigt ist.

(3) Die Mitgliedstaaten diirfen die Bereitstellung auf dem
Markt oder die Inbetriebnahme von dieser Richtlinie entspre-
chenden Bauteilen nicht behindern, die nach der in Artikel 15
genannten Erklirung des Herstellers oder Einfithrers zum Einbau
in ein Wasserfahrzeug bestimmt sind.

(4)  Die Mitgliedstaaten diirfen die Bereitstellung auf dem
Markt oder die Inbetriebnahme der folgenden Antriebsmotoren
nicht behindern:

a) Motoren, ob in Wasserfahrzeuge eingebaut oder nicht, die
dieser Richtlinie entsprechen;

b) in Wasserfahrzeuge eingebaute und gemifl der Richtlinie
97/68[EG typgenehmigte Motoren, die mit den Grenzwerten
der Stufe III A, Stufe IIl B oder Stufe IV fiir Selbstziindungs-
motoren fiir andere Anwendungen als den Antrieb von Bin-
nenschiffen, Lokomotiven und Triebwagen gemdff Anhang I
Nummer 4.1.2 jener Richtlinie verwendet werden und der
vorliegenden Richtlinie entsprechen, ausgenommen die An-
forderungen in Bezug auf Abgasemissionen in Anhang I
Teil B;

¢) in Wasserfahrzeuge eingebaute und gemafl der Verordnung
(EG) Nr. 595/2009 typgenehmigte Motoren, die der vorlie-
genden Richtlinie entsprechen, ausgenommen die Anforde-
rungen in Bezug auf Abgasemissionen in Anhang I Teil B.

Unterabsatz 1 Buchstaben b und ¢ gilt vorbehaltlich folgender
Bedingung: Wurde ein Motor zwecks Einbau in ein Wasserfahr-
zeug angepasst, so stellt die Person, die die Anpassung vor-
nimmt, sicher, dass bei der Anpassung die Daten und anderen
Informationen des Motorherstellers in vollem Umfang beriick-
sichtigt werden, um zu gewdhrleisten, dass der Motor, wenn er
gemill den Einbauvorschriften der Person, die die Anpassung
vorgenommen hat, eingebaut wird, weiterhin die Anforderun-
gen fur Abgasemissionen entweder nach der Richtlinie
97/68/EG oder nach der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 ent-
sprechend der Erklirung des Motorherstellers erfillt. Die Person,
die die Anpassung des Motors vornimmt, erkldrt gemafl Arti-
kel 15, dass der Motor weiterhin die Anforderungen fiir Abgas-
emissionen entweder nach der Richtlinie 97/68/EG oder nach
der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 entsprechend der Erklirung
des Motorherstellers erfiillt, wenn er gemif den Einbauvor-
schriften der Person, die die Anpassung vorgenommen hat, ein-
gebaut wird.

(5) Die Mitgliedstaaten verhindern nicht, dass bei Messen,
Ausstellungen und dhnlichen Anlidssen die in Artikel 2 Absatz
1 genannten Produkte, die den Bestimmungen dieser Richtlinie
nicht entsprechen, ausgestellt werden, sofern ein sichtbares
Schild deutlich darauf hinweist, dass diese Produkte nicht dieser
Richtlinie entsprechen und in der Union nicht bereitgestellt oder
in Betrieb genommen werden konnen, solange ihre Uberein-
stimmung mit dieser Richtlinie nicht hergestellt ist.
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KAPITEL 1I

PFLICHTEN DER WIRTSCHAFTSAKTEURE UND PRIVATEN
EINFUHRER

Artikel 7
Pflichten der Hersteller

(1)  Die Hersteller gewahrleisten, wenn sie ihre Produkte in
Verkehr bringen, dass diese gemifs den Anforderungen des Ar-
tikels 4 Absatz 1 und des Anhangs I entworfen und hergestellt
wurden.

(2)  Die Hersteller erstellen die technischen Unterlagen gemif§
Artikel 25 und fithren das anzuwendende Konformititsbewer-
tungsverfahren gemifl Artikel 19 bis 22 und Artikel 24 durch
oder lassen es durchfiihren.

Wurde mit diesem Verfahren nachgewiesen, dass das Produkt
den geltenden Anforderungen entspricht, so stellen die Herstel-
ler eine Erklirung gemdfl Artikel 15 aus und bringen die CE-
Kennzeichnung gemifl den Artikeln 17 und 18 an.

(3)  Der Hersteller bewahrt die technischen Unterlagen und
eine Kopie der Erklirung gemidfl Artikel 15 nach dem Inver-
kehrbringen des Produkts 10 Jahre lang auf.

(4)  Die Hersteller gewahrleisten durch geeignete Verfahren,
dass stets Konformitit bei Serienfertigung sichergestellt ist. An-
derungen der Bauart des Produkts oder seiner Merkmale sowie
Anderungen der harmonisierten Normen, auf die bei Erkldrung
der Konformitit eines Produkts verwiesen wird, werden an-
gemessen beriicksichtigt.

Die Hersteller nehmen, falls dies angesichts der von einem Pro-
dukt ausgehenden Gefahren als zweckmifig betrachtet wird,
zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher
Stichproben von auf dem Markt bereitgestellten Produkten, neh-
men Priifungen vor, fihren erforderlichenfalls ein Verzeichnis
der Beschwerden, der nichtkonformen Produkte und der Pro-
duktriickrufe und halten die Héndler iiber diese Uberwachung
auf dem Laufenden.

(5)  Die Hersteller gewihrleisten, dass ihre Produkte eine Ty-
pen-, Chargen- oder Seriennummer oder ein anderes Kennzei-
chen zu ihrer Identifikation tragen oder, falls dies aufgrund der
Grofe oder Art des Produkts nicht maoglich ist, dass die erfor-
derlichen Informationen auf der Verpackung oder in den dem
Produkt beigefiigten Unterlagen angegeben werden.

(6)  Die Hersteller geben ihren Namen, ihren eingetragenen
Handelsnamen oder ihre eingetragene Handelsmarke und ihre
Kontaktanschrift entweder auf dem Produkt selbst oder, wenn
dies nicht moglich ist, auf der Verpackung oder in den dem

Produkt beigefiigten Unterlagen an. In der Anschrift muss eine
zentrale Stelle angegeben sein, an der der Hersteller kontaktiert
werden kann.

(7)  Die Hersteller gewahrleisten, dass dem Produkt die Ge-
brauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen im Eigner-
handbuch in einer Sprache bzw. in Sprachen gemifs der Ent-
scheidung des betreffenden Mitgliedstaats beigefiigt sind, die von
den Verbrauchern und sonstigen Endbenutzern leicht verstan-
den werden koénnen.

(8)  Hersteller, die der Auffassung sind oder Grund zu der
Annahme haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes
Produkt nicht dieser Richtlinie entspricht, ergreifen unverziiglich
die erforderlichen Abhilfemaffnahmen, um die Konformitit die-
ses Produkts herzustellen, es gegebenenfalls vom Markt zu neh-
men oder zuriickzurufen. Sind mit dem Produkt Gefahren ver-
bunden, so unterrichten die Hersteller aulerdem unverziiglich
die zustindigen nationalen Behorden der Mitgliedstaaten, in de-
nen sie das Produkt auf dem Markt bereitgestellt haben, dariiber
und machen dabei ausfiihrliche Angaben, insbesondere iiber die
Nichtkonformitit und die ergriffenen Abhilfemafnahmen.

(9)  Die Hersteller hindigen der zustindigen nationalen Be-
horde auf deren begriindetes Verlangen alle Informationen
und Unterlagen, die fiir den Nachweis der Konformitit des Pro-
dukts erforderlich sind, in einer Sprache aus, die von dieser
zustdndigen nationalen Behorde leicht verstanden werden kann.
Sie kooperieren mit dieser Behorde auf deren Verlangen bei
allen Manahmen zur Abwendung von Gefahren, die mit Pro-
dukten verbunden sind, die sie in Verkehr gebracht haben.

Artikel 8
Bevollmichtigte

(1)  Ein Hersteller kann schriftlich einen Bevollmichtigten be-
nennen.

(2)  Die Pflichten gemaf8 Artikel 7 Absatz 1 und die Erstel-
lung der technischen Unterlagen sind nicht Teil des Auftrags
eines Bevollmachtigten.

(3)  Ein Bevollmichtigter nimmt die vom Hersteller festgeleg-
ten Aufgaben wahr, die im Auftrag des Herstellers festgelegt
sind. Der Auftrag muss dem Bevollmichtigten gestatten, min-
destens folgende Aufgaben wahrzunehmen:

a) Bereithaltung einer Kopie der Erklirung gemif Artikel 15
und der technischen Unterlagen fiir die zustdndigen nationa-
len Uberwachungsbehorden 10 Jahre lang nach dem Inver-
kehrbringen des Produkts;

b) auf begriindetes Verlangen einer zustdndigen nationalen Be-
horde Aushindigung aller erforderlichen Informationen und
Unterlagen zum Nachweis der Konformitit eines Produkts an
diese Behorde;
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¢) auf Verlangen der zustindigen nationalen Behorden Koope-
ration bei allen Mafnahmen zur Abwendung der Gefahren,
die mit Produkten verbunden sind, die zu ihrem Aufgaben-
bereich gehoren.

Artikel 9
Pflichten der Einfiihrer

(1)  Einfithrer bringen nur konforme Produkte in der Union
in Verkehr.

(2)  Bevor sie ein Produkt in Verkehr bringen, gewihrleisten
die Einfuhrer, dass das betreffende Konformitatsbewertungsver-
fahren vom Hersteller durchgefihrt wurde. Sie gewihrleisten
auch, dass der Hersteller die technischen Unterlagen erstellt
hat, dass das Produkt mit der CE-Kennzeichnung gemafS Arti-
kel 17 versehen ist, dass ihm die erforderlichen Unterlagen
gemifl Artikel 15 und Anhang I Teil A Nummer 2.5, Anhang
I Teil B Nummer 4 und Anhang I Teil C Nummer 2 beigefiigt
sind und dass der Hersteller die Anforderungen nach Artikel 7
Absitze 5 und 6 erfiillt hat.

Ist ein Einfithrer der Auffassung oder hat er Grund zu der
Annahme, dass ein Produkt nicht mit den Anforderungen
nach Artikel 4 Absatz 1 und Anhang I tbereinstimmt, so
darf er dieses Produkt nicht in Verkehr bringen, bevor die Kon-
formitdt des Produkts hergestellt ist. Wenn mit dem Produkt
eine Gefahr verbunden ist, unterrichtet der Einfithrer aulerdem
den Hersteller und die Marktiiberwachungsbehorden hiervon.

(3)  Die Einfithrer geben ihren Namen, ihren eingetragenen
Handelsnamen oder ihre eingetragene Handelsmarke und ihre
Kontaktanschrift auf dem Produkt selbst oder im Fall von Bau-
teilen, wo dies nicht moglich ist, auf der Verpackung oder in
den dem Produkt beigefiigten Unterlagen an.

(4)  Die Einfithrer gewéhrleisten, dass dem Produkt die Ge-
brauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen im Eigner-
handbuch in einer Sprache bzw. in Sprachen, die vom betref-
fenden Mitgliedstaat festgelegt werden, beigefugt sind, die von
den Verbrauchern und sonstigen Endbenutzern leicht verstan-
den werden konnen.

(5)  Solange sich ein Produkt in ihrer Verantwortung befindet,
gewihrleisten die Einfiihrer, dass die Lagerungs- oder Transport-
bedingungen die Ubereinstimmung des Produkts mit den An-
forderungen nach Artikel 4 Absatz 1 und Anhang I nicht beein-
trachtigen.

(6)  Die Einfithrer nehmen, falls dies angesichts der von einem
Produkt ausgehenden Gefahren als zweckmifig betrachtet wird,
zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher
Stichproben von auf dem Markt bereitgestellten Produkten, neh-
men Priifungen vor, fuhren erforderlichenfalls ein Verzeichnis
der Beschwerden, der nichtkonformen Produkte und der Pro-
duktriickrufe und halten die Héndler iiber diese Uberwachung
auf dem Laufenden.

(7)  Einfithrer, die der Auffassung sind oder Grund zu der
Annahme haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes
Produkt nicht dieser Richtlinie entspricht, ergreifen unverziiglich
die erforderlichen Abhilfemaffnahmen, um die Konformitit die-
ses Produkts herzustellen oder es gegebenenfalls zuriickzuneh-
men und zuriickzurufen. Sind mit dem Produkt Gefahren ver-
bunden, so unterrichten die Einfithrer auferdem unverziiglich
die zustindigen nationalen Behérden der Mitgliedstaaten, in de-
nen sie das Produkt auf dem Markt bereitgestellt haben, dariiber
und machen dabei ausfiihrliche Angaben, insbesondere iiber die
Nichtkonformitit und die ergriffenen Abhilfemafnahmen.

(8)  Die Einfithrer halten nach dem Inverkehrbringen des Pro-
dukts 10 Jahre lang eine Kopie der Erklirung gemaf§ Artikel 15
fur die Marktiiberwachungsbehorden bereit und sorgen dafiir,
dass diesen Behorden die technischen Unterlagen auf Verlangen
vorgelegt werden konnen.

(9)  Die Einfihrer hidndigen der zustindigen nationalen Be-
horde auf deren begriindetes Verlangen alle Informationen
und Unterlagen, die fiir den Nachweis der Konformitit des Pro-
dukts erforderlich sind, in einer Sprache aus, die von dieser
Behorde leicht verstanden werden kann. Sie kooperieren mit
dieser Behorde auf deren Verlangen bei allen Maflnahmen zur
Abwendung von Gefahren, die mit Produkten verbunden sind,
die sie in Verkehr gebracht haben.

Artikel 10
Pflichten der Hindler

(1) Die Handler beriicksichtigen die Anforderungen dieser
Richtlinie mit der gebithrenden Sorgfalt, wenn sie ein Produkt
auf dem Markt bereitstellen.

(2)  Bevor sie ein Produkt auf dem Markt bereitstellen, iiber-
pritfen die Handler, ob das Produkt mit der CE-Kennzeichnung
gemafd Artikel 17 versehen ist, ob ihm die erforderlichen Un-
terlagen gemifS Artikel 7 Absatz 7, Artikel 15, Anhang I Teil A
Nummer 2.5, Anhang I Teil B Nummer 4 und Anhang I Teil C
Nummer 2 sowie die Gebrauchsanleitung und die Sicherheits-
informationen in einer Sprache bzw. in Sprachen beigefiigt sind,
die von den Verbrauchern und sonstigen Endverwendern in
dem Mitgliedstaat, in dem das Produkt auf dem Markt bereit-
gestellt werden soll, leicht verstanden werden kann bzw. kon-
nen, und ob der Hersteller und der Einfithrer die Anforderungen
nach Artikel 7 Absitze 5 und 6 sowie nach Artikel 9 Absatz 3
erfullt haben.

Ist ein Handler der Auffassung oder hat er Grund zu der An-
nahme, dass ein Produkt nicht mit den Anforderungen nach
Artikel 4 Absatz 1 und Anhang I iibereinstimmt, so stellt er
dieses Produkt erst auf dem Markt bereit, nachdem die Uber-
einstimmung mit den Anforderungen hergestellt worden ist.
Wenn mit dem Produkt eine Gefahr verbunden ist, unterrichtet
der Handler auBerdem den Hersteller oder den Einfiihrer sowie
die Marktiiberwachungsbehorden dariiber.
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(3)  Solange sich ein Produkt in ihrer Verantwortung befindet,
gewihrleisten die Handler, dass die Lagerungs- oder Transport-
bedingungen die Ubereinstimmung des Produkts mit den An-
forderungen nach Artikel 4 Absatz 1 und Anhang I nicht beein-
trichtigen.

(4)  Handler, die der Auffassung sind oder Grund zu der An-
nahme haben, dass ein von ihnen auf dem Markt bereitgestelltes
Produkt nicht dieser Richtlinie entspricht, stellen sicher, dass die
erforderlichen Abhilfemaffnahmen ergriffen werden, um die
Konformitit dieses Produkts herzustellen, es gegebenenfalls zu-
riickzunehmen oder zuriickzurufen. Sind mit dem Produkt Ge-
fahren verbunden, so unterrichten die Hindler aulerdem unver-
ziiglich die zustindigen nationalen Behorden der Mitgliedstaa-
ten, in denen sie das Produkt auf dem Markt bereitgestellt ha-
ben, dariiber und machen dabei ausfithrliche Angaben, ins-
besondere iiber die Nichtkonformitit und die ergriffenen Ab-
hilfemanahmen.

(5) Die Hindler hindigen der zustindigen nationalen Be-
hérde auf deren begriindetes Verlangen alle Informationen
und Unterlagen aus, die fiir den Nachweis der Konformitit
des Produkts erforderlich sind. Sie kooperieren mit dieser Be-
horde auf deren Verlangen bei allen Mafinahmen zur Abwen-
dung von Gefahren, die mit Produkten verbunden sind, die sie
auf dem Markt bereitgestellt haben.

Artikel 11

Fille, in denen die Pflichten des Herstellers auch fiir
Einfithrer und Hindler gelten

Ein Einfithrer oder Handler gilt als Hersteller fiir die Zwecke
dieser Richtlinie und unterliegt den Pflichten eines Herstellers
nach Artikel 7, wenn er ein Produkt unter seinem eigenen
Namen oder seiner eigenen Marke in Verkehr bringt oder ein
bereits auf dem Markt befindliches Produkt so dndert, dass die
Konformitit mit den Anforderungen dieser Richtlinie beein-
trichtigt werden kann.

Artikel 12
Pflichten der privaten Einfiihrer

(1) Kommt der Hersteller den Aufgaben in Bezug auf die
Ubereinstimmung des Produkts mit den Bestimmungen dieser
Richtlinie nicht nach, so obliegt es dem privaten Einfiihrer, vor
Inbetriebnahme des Produkts sicherzustellen, dass es im Ein-
klang mit den Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 1 und
Anhang [ hergestellt wurde, und die Pflichten des Herstellers
gemafd Artikel 7 Absitze 2, 3, 7 und 9 zu erfiillen oder erfiillen
zu lassen.

(2)  Sind die erforderlichen technischen Unterlagen beim Her-
steller nicht verfiigbar, so lasst der private Einfithrer diese unter
Inanspruchnahme angemessenen Sachverstands erstellen.

(3)  Der private Einftihrer stellt sicher, dass Name und An-
schrift der notifizierten Stelle, die die Konformititsbewertung
des Produkts durchgefithrt hat, auf dem Produkt verzeichnet
sind.

Artikel 13
Identifizierung der Wirtschaftsakteure

(1) Die Wirtschaftsakteure benennen den Marktiiber-
wachungsbehorden auf Verlangen die Wirtschaftsakteure,

a) von denen sie ein Produkt bezogen haben;

b) an die sie ein Produkt abgegeben haben.

Die Wirtschaftsakteure miissen diese in Unterabsatz 1 genann-
ten Informationen 10 Jahre nach dem Bezug des Produkts sowie
10 Jahre nach der Lieferung des Produkts vorlegen konnen.

(2)  Private Einfithrer benennen den Marktiiberwachungs-
behorden auf Verlangen den Wirtschaftsakteur, von dem sie
das Produkt bezogen haben.

Private Einfihrer missen die in Unterabsatz 1 genannten Infor-
mationen {iber einen Zeitraum von 10 Jahren nach Erhalt des
Produkts aufbewahren.

KAPITEL III
KONFORMITAT DES PRODUKTS
Artikel 14
Konformititsvermutung

Bei Produkten, die mit harmonisierten Normen oder Teilen da-
von iibereinstimmen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Euro-
pdischen Union veroffentlicht worden sind, wird eine Konfor-
mitdt mit denjenigen Anforderungen des Artikels 4 Absatz 1
und des Anhangs I vermutet, die von den betreffenden Normen
oder Teilen davon abgedeckt sind.

Artikel 15

EU-Konformititserklirung und Erklirung gemifl
Anhang III

(1)  Die EU-Konformititserklarung besagt, dass die Erfiillung
der in Artikel 4 Absatz 1 und in Anhang I bzw. in Artikel 6
Absatz 4 Buchstaben b oder ¢ genannten Anforderungen nach-
gewiesen wurde.

(2)  Die EU-Konformititserklarung entspricht in ihrem Auf-
bau dem Muster in Anhang IV dieser Richtlinie, enthilt die in
den einschldgigen Modulen des Anhangs II des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG sowie in Anhang V der vorliegenden Richt-
linie angegebenen Elemente und wird auf dem neuesten Stand
gehalten. Sie wird in die Sprache bzw. Sprachen iibersetzt, die
von dem Mitgliedstaat vorgeschrieben werden, auf dessen Markt
das Produkt bereitgestellt wird oder in Betrieb genommen wird.
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(3)  Mit der Ausstellung der EU-Konformititserklarung iiber-
nimmt der Hersteller, der private Einfuhrer oder die in Artikel 6
Absatz 4 Buchstaben b und ¢ genannte Person, die den Motor
einbaut die Verantwortung fur die Konformitit des Produkts.

(4)  Die EU-Konformitdtserklirung gemdfl Absatz 3 ist den
folgenden Produkten beizufiigen, wenn diese auf dem Markt
bereitgestellt oder in Betrieb genommen werden:

a) Wasserfahrzeugen;

b) Bauteilen, wenn diese selbststindig in Verkehr gebracht wer-
den;

¢) Antriebsmotoren.

(5) Die Erklarung des Herstellers gemify Anhang III fur un-
vollstindige Wasserfahrzeuge muss die in Anhang IIl genannten
Angaben enthalten; sie ist dem unvollstindigen Wasserfahrzeug
beizufiigen. Sie wird in die Sprache bzw. Sprachen iibersetzt, die
der Mitgliedstaat vorschreibt, auf dessen Markt das Produkt be-
reitgestellt wird.

Artikel 16
Allgemeine Grundsitze der CE-Kennzeichnung

Fir die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsitze
gemdfd Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008.

Artikel 17
Produkte, fiir die die CE-Kennzeichnung vorgeschrieben ist

(1)  Fir folgende Produkte ist die CE-Kennzeichnung vor-
geschrieben, wenn sie auf dem Markt bereitgestellt oder in Be-
triecb genommen werden:

a) Wasserfahrzeuge;
b) Bauteile;
¢) Antriebsmotoren.

(2)  Die Mitgliedstaaten gehen bei in Absatz 1 genannten
Produkten, die die CE-Kennzeichnung tragen, davon aus, dass
sie dieser Richtlinie entsprechen.

Artikel 18

Vorschriften und Bedingungen fiir die Anbringung der
CE-Kennzeichnung

(1)  Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und
dauerhaft auf den in Artikel 17 Absatz 1 genannten Produkten
angebracht. Falls dies bei Bauteilen nicht moglich oder aufgrund
der Grofe oder Art des Produkts nicht gerechtfertigt ist, wird sie
auf der Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht. Im
Falle von Wasserfahrzeugen wird die CE-Kennzeichnung auf der
Plakette des Wasserfahrzeugherstellers, die getrennt von der
Identifizierungsnummer des Wasserfahrzeugs montiert ist, an-
gebracht. Im Falle eines Antriebsmotors wird die CE-Kennzeich-
nung auf dem Motor angebracht.

(2)  Die CE-Kennzeichnung wird vor dem Inverkehrbringen
oder der Inbetriebnahme des Produkts angebracht. Nach der
CE-Kennzeichnung und der in Absatz 3 genannten Kennnum-
mer kann ein Piktogramm oder ein anderes Zeichen stehen, das
eine besondere Gefahr oder Verwendung angibt.

(3)  Nach der CE-Kennzeichnung steht die Kennnummer der
notifizierten Stelle, falls diese Stelle in der Phase der Fertigungs-
kontrolle titig oder in die Begutachtung nach Bauausfithrung
eingebunden war.

Die Kennnummer der notifizierten Stelle ist entweder von der
Stelle selbst oder nach ihren Anweisungen vom Hersteller oder
von seinem Bevollmachtigten oder von der in Artikel 19 Ab-
sitze 2, 3 oder 4 genannten Person anzubringen.

KAPITEL IV
KONFORMITATSBEWERTUNG
Artikel 19
Anzuwendende Konformititsbewertungsverfahren

(1)  Der Hersteller wendet die Verfahren an, die in den in den
Artikeln 20, 21 und 22 genannten Modulen dargelegt sind,
bevor er in Artikel 2 Absatz 1 genannte Produkte in Verkehr
bringt.

(2)  Der private Einfithrer wendet das Verfahren nach Arti-
kel 23 an, bevor er ein in Artikel 2 Absatz 1 genanntes Produkt
in Betrieb nimmt, wenn der Hersteller die Konformititsbewer-
tung fiir das betreffende Produkt nicht durchgefiihrt hat.

(3)  Wer einen Antriebsmotor oder ein Wasserfahrzeug nach
Vornahme groferer Verdnderungen oder Umbauten in Verkehr
bringt oder in Betrieb nimmt oder wer die Zweckbestimmung
eines nicht von dieser Richtlinie erfassten Wasserfahrzeugs so
verandert, dass es darauthin von der Richtlinie erfasst wird,
wendet vor dem Inverkehrbringen oder der Inbetriebnahme
des Produkts das Verfahren nach Artikel 23 an.

(4)  Wer ein fir den Eigengebrauch gebautes Wasserfahrzeug
vor Ablauf des in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer vii
genannten Finfjahreszeitraums in Verkehr bringt, wendet
vor Inverkehrbringen des Produkts das Verfahren nach
Artikel 23 an.

Artikel 20
Entwurf und Bau

(1)  Fir Entwurf und Bau von Sportbooten gelten folgende
Verfahren, die in Anhang II des Beschlusses Nr. 768/2008/EG
dargelegt sind:

a) fir die Entwurfskategorien A und B gemdff Anhang I Teil A
Nummer 1:

i) fiir Sportboote mit einer Rumpflinge von 2,5 m bis we-
niger als 12 m eines der folgenden Module:
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— Modul Al (interne Fertigungskontrolle mit iiberwach-
ten Produktpriifungen);

— Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Mo-
dul C, D, E oder F;

— Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priifung);

— Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer um-
fassenden Qualititssicherung);

i) fiir Sportboote mit einer Rumpflinge von 12 m bis 24 m
eines der folgenden Module:

— Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Mo-
dul C, D, E oder F;

— Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
prifung);

— Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer um-
fassenden Qualititssicherung);

b) fir die Entwurfskategorie C gemdff Anhang I Teil A Num-
mer 1:

i) fiir Sportboote mit einer Rumpflinge von 2,5 m bis we-
niger als 12 m eines der folgenden Module:

— bei Ubereinstimmung mit den harmonisierten Nor-
men in Bezug auf Anhang I Teil A Nummern 3.2
und 3.3: Modul A (interne Fertigungskontrolle), Mo-
dul Al (interne Fertigungskontrolle mit iiberwachten
Produktpriifungen), Modul B (EU-Baumusterpriifung)
zusammen mit Modul C, D, E oder F, Modul G (Kon-
formitit auf der Grundlage einer Einzelpriifung) oder
Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer um-
fassenden Qualititssicherung);

— bei Nichtiibereinstimmung mit den harmonisierten
Normen in Bezug auf Anhang I Teil A Nummern
3.2 und 3.3: Modul Al (interne Fertigungskontrolle
mit tberwachten Produktpriifungen), Modul B (EU-
Baumusterpriifung) zusammen mit Modul C, D, E
oder F, Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer
Einzelpriifung) oder Modul H (Konformitit auf der
Grundlage einer umfassenden Qualititssicherung);

i) fiir Sportboote mit einer Rumpflinge von 12 m bis 24 m
eines der folgenden Module:

— Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Mo-
dul C, D, E oder F;

— Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
prifung);

— Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer um-
fassenden Qualititssicherung);

¢) fir die Entwurfskategorie D gemafs Anhang I Teil A Num-
mer 1:

fur Sportboote mit einer Rumpflinge von 2,5 m bis 24 m
eines der folgenden Module:

— Modul A (interne Fertigungskontrolle);

— Modul Al (interne Fertigungskontrolle mit iberwachten
Produktpriifungen);

— Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Modul
C, D, E oder F;

— Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priifung);

— Modul H (Konformitdt auf der Grundlage einer umfas-
senden Qualititssicherung).

(2)  Fir Entwurf und Bau von Wassermotorradern gilt eines
der folgenden Verfahren, die in Anhang II des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG dargelegt sind:

a) Modul A (interne Fertigungskontrolle);

b) Modul A1 (interne Fertigungskontrolle mit iiberwachten Pro-
duktpriifungen);

¢) Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Modul C, D,
E oder F;

d) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzelprii-
fung);

¢) Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer umfassenden
Qualitdtssicherung).

(3)  Fur Entwurf und Bau von Bauteilen gilt eines der folgen-
den Verfahren, die in Anhang II des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG dargelegt sind:

a) Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Modul C, D,
E oder F;

b) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzelprii-
fung);

¢) Modul H (Konformitit auf der Grundlage einer umfassenden
Qualitdtssicherung).



L 354/104

Amtsblatt der Europdischen Union

28.12.2013

Artikel 21
Abgasemissionen

In Bezug auf Abgasemissionen von in Artikel 2 Absatz 1 Buch-
staben d und e genannten Produkten wendet der Hersteller die
folgenden Verfahren an, die in Anhang II des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG dargelegt sind:

a) bei Priifungen unter Verwendung der harmonisierten Norm,
eines der folgenden Module:

i) Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Modul
C, D, E oder F;

ii) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priffung);

iii) Modul H (Konformitdt auf der Grundlage einer umfas-
senden Qualitdtssicherung);

b) bei Priifungen ohne Verwendung der harmonisierten Norm,
eines der folgenden Module:

i) Modul B (EU-Baumusterpriifung) zusammen mit Modul
C1;

ii) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priifung).

Artikel 22
Geriuschemissionen

(1)  In Bezug auf Gerduschemissionen von Sportbooten mit
Antriebsmotoren mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem
oder Innenbordantriebsaggregaten sowie von Sportbooten mit
Antriebsmotoren mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem
oder mit Innenbordantriebsaggregaten, an denen ein groferer
Umbau des Wasserfahrzeugs vorgenommen wird und die inner-
halb von funf Jahren nach dem Umbau auf dem Markt in Ver-
kehr gebracht werden, wendet der Hersteller die folgenden Ver-
fahren an, die in Anhang II des Beschlusses Nr. 768/2008/EG
dargelegt sind:

a) bei Priifungen unter Verwendung der harmonisierten Norm
fur Gerduschmessungen eines der folgenden Module:

i) Modul A1l (interne Fertigungskontrolle mit tiberwachten
Produktpriifungen);

ii) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priifung);

iii) Modul H (Konformitdt auf der Grundlage einer umfas-
senden Qualitdtssicherung);

b) bei Priffungen ohne Verwendung der harmonisierten Norm
fur Gerduschmessungen Modul G (Konformitit auf der
Grundlage einer Einzelpriifung);

¢) bei Verwendung des Verfahrens mit Froude-Zahl und Leis-
tungs-/Verdrangungsverhaltnis fur die Bewertung eines der
folgenden Module:

i) Modul A (interne Fertigungskontrolle);

ii) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
prifung);

iii) Modul H (Konformitdt auf der Grundlage einer umfas-
senden Qualititssicherung).

(2) In Bezug auf Gerduschemissionen von Wassermotorra-
dern und Auféenbordantriebsmotoren sowie Antriebsmotoren
mit Z-Antrieb und integriertem Abgassystem zum Anbau bei
Sportbooten wendet der Hersteller des Wassermotorrads oder
des Motors die folgenden Verfahren an, die in Anhang II des
Beschlusses Nr. 768/2008/EG dargelegt sind:

a) bei Priiffungen unter Verwendung der harmonisierten Norm
fur Gerduschmessungen eines der folgenden Module:

i) Modul A1l (interne Fertigungskontrolle mit iberwachten
Produktpriifungen);

ii) Modul G (Konformitit auf der Grundlage einer Einzel-
priifung);

iii) Modul H (Konformitdt auf der Grundlage einer umfas-
senden Qualititssicherung).

b) bei Priifungen ohne Verwendung der harmonisierten Norm
fur Gerduschmessungen, Modul G (Konformitit auf der
Grundlage einer Einzelpriifung).

Artikel 23
Begutachtung nach Bauausfiihrung

Die in Artikel 19 Absitze 2, 3 und 4 genannte Begutachtung
nach Bauvausfihrung wird nach Anhang V durchgefiihrt.

Artikel 24
Zusitzliche Anforderungen

(1)  Bei Verwendung von Modul B des Anhangs II des Be-
schlusses Nr. 768/2008/EG wird die EU-Baumusterpriifung so
durchgefihrt, wie in Nummer 2 zweiter Gedankenstrich dieses
Moduls angegeben.

Ein Baumuster nach Modul B kann mehrere Produktvarianten
umfassen, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt sind:

a) die Unterschiede zwischen den Varianten beeintrichtigen
nicht die verlangte Sicherheit und sonstige geforderte Leis-
tungsmerkmale des Produkts, und
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b) die Varianten des Produkts werden in der entsprechenden
EU-Baumusterbescheinigung genannt, falls erforderlich in
Anderungen an der Originalbescheinigung.

(2)  Bei Verwendung von Modul Al des Anhangs Il des Be-
schlusses Nr.768/2008/EG werden die Produktpriifungen an
einem oder mehreren Wasserfahrzeugen durchgefiihrt, die re-
prasentativ fiir die Produktion eines Herstellers sind, und es
gelten die weiteren Anforderungen des Anhangs VI dieser Richt-
linie.

(3)  Die Moglichkeit der Inanspruchnahme akkreditierter in-
terner Stellen gemafs den Modulen A1 und C1 des Anhangs II
des Beschlusses Nr. 768/2008/EG ist nicht gegeben.

(4)  Bei Verwendung von Modul F des Anhangs II des Be-
schlusses Nr. 768/2008/EG gilt das in Anhang VII dieser Richt-
linie beschriebene Verfahren fiir die Bewertung der Konformitt
mit den Anforderungen in Bezug auf Abgasemissionen.

(5) Wird Modul C des Anhangs II des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG in Bezug auf die Bewertung der Konformitt
mit den Anforderungen dieser Richtlinie fur Abgasemissionen
verwendet und arbeitet der Hersteller nicht nach einem einschla-
gigen Qualititssystem gemifl Modul H des Anhangs 1I des Be-
schlusses Nr. 768/2008/EG, fiihrt eine vom Hersteller aus-
gewihlte notifizierte Stelle in von ihr festgelegten unregelmafi-
gen Abstinden die Produktpriifungen durch bzw. ldsst sie
durchfithren, um die Qualitit der internen Produktpriifungen
zu uberprifen. Wird das Qualitdtsniveau als unzureichend beur-
teilt oder scheint es erforderlich, die Richtigkeit der vom Her-
steller vorgelegten Angaben zu iiberpriifen, ist nach dem Ver-
fahren des Anhangs VIII dieser Richtlinie vorzugehen.

Artikel 25
Technische Unterlagen

(1)  Die in Artikel 7 Absatz 2 genannten technischen Unter-
lagen enthalten alle sachdienlichen Angaben und Einzelheiten
zu den Mitteln, mit denen der Hersteller sicherstellt, dass das
Produkt die Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 1 und An-
hang I erfullt. Insbesondere umfassen sie die in Anhang IX
aufgefithrten einschldgigen Unterlagen.

(2)  Die technischen Unterlagen miissen gewahrleisten, dass
Entwurf, Herstellung und Funktionsweise sowie die Konfor-
mitdtsbewertung klar verstanden werden konnen.

KAPITEL V
NOTIFIZIERUNG VON KONFORMITATSBEWERTUNGSSTELLEN
Artikel 26
Notifizierung

Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission und den iibri-
gen Mitgliedstaaten die Stellen, die befugt sind, als unabhingige
Dritte Konformititsbewertungsaufgaben gemafd dieser Richtlinie
wahrzunehmen.

Artikel 27
Notifizierende Behorden

(1)  Die Mitgliedstaaten notifizieren eine notifizierende Behor-
de, die fur die Einrichtung und Durchfiihrung der erforderlichen
Verfahren fiir die Bewertung und Notifizierung von Konfor-
mitdtsbewertungsstellen fiir die Zwecke dieser Richtlinie und
fir die Uberwachung der notifizierten Stellen, einschlieflich
der Einhaltung von Artikel 32, zustindig ist.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen entscheiden, dass die Bewer-
tung und Uberwachung nach Absatz 1 im Einklang mit der
Verordnung (EG) Nr.765/2008 durch eine nationale Akkredi-
tierungsstelle im Sinne der genannten Verordnung erfolgt.

(3)  Falls die notifizierende Behorde die in Absatz 1 genannte
Bewertung, Notifizierung oder Uberwachung an eine nicht ho-
heitliche Stelle delegiert oder ihr auf andere Weise tibertrigt, so
muss diese Stelle eine juristische Person sein und den Anforde-
rungen des Artikels 28 in entsprechender Anwendung geniigen.
Auflerdem muss diese Stelle Vorsorge zur Deckung von aus
ihrer Tatigkeit entstehenden Haftungsanspriichen treffen.

(4)  Die notifizierende Behorde tragt die volle Verantwortung
fur die von der in Absatz 3 genannten Stelle durchgefithrten
Tatigkeiten.

Artikel 28
Anforderungen an notifizierende Behérden

(1)  Eine notifizierende Behorde wird so eingerichtet, dass es
zu keinerlei Interessenkonflikt mit den Konformititsbewertungs-
stellen kommt.

(2)  Eine notifizierende Behorde gewihrleistet durch ihre Or-
ganisation und Arbeitsweise, dass bei der Ausiibung ihrer Ttig-
keit Objektivitdt und Unparteilichkeit gewahrt sind.

(3)  Eine notifizierende Behorde wird so strukturiert, dass jede
Entscheidung iiber die Notifizierung einer Konformititsbewer-
tungsstelle von sachkundigen Personen getroffen wird, die nicht
mit den Personen identisch sind, welche die Begutachtung
durchgefihrt haben.

(4)  Eine notifizierende Behorde darf weder Tatigkeiten, die
Konformititsbewertungsstellen durchfithren, noch Beratungsleis-
tungen auf einer gewerblichen oder wettbewerblichen Basis an-
bieten oder erbringen.

(5)  Eine notifizierende Behorde stellt die Vertraulichkeit der
von ihr erlangten Informationen sicher.

(6)  Einer notifizierenden Behorde stehen sachkundige Mit-
arbeiter in ausreichender Zahl zur Verfugung, so dass sie ihre
Aufgaben ordnungsgemidfl wahrnehmen kann.
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Artikel 29

Informationspflicht beziiglich der notifizierenden
Behorden

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission tiber seine Ver-
fahren zur Begutachtung und Notifizierung von Konformitits-
bewertungsstellen und zur Uberwachung notifizierter Stellen
sowie iiber diesbeziigliche Anderungen.

Die Kommission macht diese Informationen der Offentlichkeit

zuginglich.

Artikel 30
Anforderungen an notifizierte Stellen

(1)  Eine Konformititsbewertungsstelle hat fiir die Zwecke der
Notifizierung gemdfl dieser Richtlinie die Anforderungen der
Absitze 2 bis 11 zu erfiillen.

(2)  Eine Konformititsbewertungsstelle ist nach nationalem
Recht gegriindet und ist mit Rechtspersonlichkeit ausgestattet.

(3)  Bei einer Konformitdtsbewertungsstelle muss es sich um
einen unabhdngigen Dritten handeln, der mit der Einrichtung
oder dem Produkt, die bzw. das er bewertet, in keinerlei Ver-
bindung steht.

Eine Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachver-
band angehort und die Produkte bewertet, an deren Entwurf,
Herstellung, Bereitstellung, Montage, Gebrauch oder Wartung
Unternehmen beteiligt sind, die von diesem Verband vertreten
werden, kann als solche Stelle gelten, sofern nachgewiesen wird,
dass sie unabhangig ist und keine Interessenkonflikte vorliegen.

(4)  Eine Konformitdtsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungs-
ebene und die fur die Erfillung der Konformititsbewertungs-
aufgaben zustindigen Mitarbeiter diirfen nicht Konstrukteur,
Hersteller, Lieferant, Installateur, Kdufer, Eigentiimer, Verwender
oder Wartungsbetrieb der zu bewertenden Produkte oder Ver-
treter einer dieser Parteien sein. Dies schliefSt nicht die Verwen-
dung von bereits einer Konformititsbewertung unterzogenen
Produkten, die fiir die Tatigkeit der Konformititsbewertungs-
stelle notig sind, oder die Verwendung solcher Produkte zum
personlichen Gebrauch aus.

Eine Konformitdtsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene
und die fur die Erfillung der Konformitdtsbewertungsaufgaben
zustindigen Mitarbeiter diirfen weder direkt an Entwurf oder
Herstellung, Vermarktung, Installation, Verwendung oder War-
tung dieser Produkte beteiligt sein, noch vertreten sie die an
diesen Tatigkeiten beteiligten Parteien. Sie diirfen sich nicht
mit Tatigkeiten befassen, die ihre Unabhidngigkeit bei der Beur-
teilung oder ihre Integritdt im Zusammenhang mit den Konfor-
mitdtsbewertungsmafnahmen, fur die sie notifiziert sind, beein-
trachtigen konnen. Dies gilt besonders fiir Beratungsdienstleis-
tungen.

Die Konformititsbewertungsstellen gewahrleisten, dass Tatigkei-
ten ihrer Zweigunternchmen oder Unterauftragnehmer die Ver-
traulichkeit, Objektivitit und Unparteilichkeit ihrer Konfor-
mitdtsbewertungstatigkeiten nicht beeintrachtigen.

(5) Die Konformititsbewertungsstellen und ihre Mitarbeiter
fuhren die Konformititsbewertungstitigkeiten mit der groft-
moglichen Professionalitit und der erforderlichen fachlichen
Kompetenz in dem betreffenden Bereich durch; sie diirfen kei-
nerlei Einflussnahme, insbesondere finanzieller Art, ausgesetzt
sein, die sich auf ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer
Konformititsbewertungsarbeit auswirken konnte und speziell
von Personen oder Personengruppen ausgeht, die ein Interesse
am Ergebnis dieser Titigkeiten haben.

(6)  Eine Konformitdtsbewertungsstelle ist in der Lage, alle
Konformititsbewertungsaufgaben zu bewdltigen, die ihr nach
Mafdgabe der Artikel 19 bis 24 zufallen und fir die sie notifi-
ziert wurde, gleichgiiltig, ob diese Aufgaben von der Stelle
selbst, in ihrem Auftrag oder unter ihrer Verantwortung erfiillt
werden.

Eine Konformitdtsbewertungsstelle verfiigt jederzeit, fur jedes
Konformititsbewertungsverfahren und fiir jede Art und Katego-
rie von Produkten, fiir die sie notifiziert wurde, tiber

a) die erforderlichen Mitarbeiter mit Fachkenntnis und ausrei-
chender einschldgiger Erfahrung, um die bei der Konfor-
mitdtsbewertung anfallenden Aufgaben zu erfiillen;

b) Beschreibungen von Verfahren, nach denen die Konfor-
mitdtsbewertung durchgefithrt wird, um die Transparenz
und die Wiederholbarkeit dieser Verfahren sicherzustellen.

Sie verfiigt iiber eine angemessene Politik und geeignete Ver-
fahren, bei denen zwischen den Aufgaben, die sie als notifi-
zierte Stelle wahrnimmt, und anderen Tatigkeiten unterschie-
den wird;

¢) Verfahren zur Durchfithrung von Tatigkeiten unter gebiih-
render Beriicksichtigung der GrofSe eines Unternehmens, der
Branche, in der es titig ist, seiner Struktur, dem Grad an
Komplexitit der jeweiligen Produkttechnologie und der Tat-
sache, dass es sich bei dem Produktionsprozess um eine
Massenfertigung oder Serienproduktion handelt.

Thr stehen die erforderlichen Mittel zur angemessenen Erledi-
gung der technischen und administrativen Aufgaben zur Ver-
figung, die mit der Konformititsbewertung verbunden sind,
und sie hat Zugang zu allen bendtigten Ausriistungen oder
Einrichtungen.

(7)  Die Mitarbeiter, die fiir die Durchfithrung der Konfor-
mitdtsbewertungstatigkeiten zustindig sind, besitzen

a) eine solide Fach- und Berufsausbildung, die alle Titigkeiten
fur die Konformitdtsbewertung in dem Bereich umfasst, fiir
den die Konformitdtsbewertungsstelle notifiziert wurde,
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b) eine ausreichende Kenntnis der Anforderungen, die mit den
durchzufuhrenden Bewertungen verbunden sind, und die
entsprechende Befugnis, solche Bewertungen durchzufiihren,

¢) angemessene Kenntnisse und angemessenes Verstindnis der
grundlegenden Anforderungen, der geltenden harmonisierten
Normen und der einschligigen Harmonisierungsrechtsvor-
schriften der Union und der entsprechenden nationalen
Rechtsvorschriften,

&

die Fahigkeit zur Erstellung von Bescheinigungen, Protokol-
len und Berichten als Nachweis fiir durchgefithrte Bewertun-
gen.

(8)  Die Unparteilichkeit der Konformitdtsbewertungsstellen,
ihrer obersten Leitungsebenen und ihres Bewertungspersonals
wird garantiert.

Die Entlohnung der obersten Leitungsebene und des bewerten-
den Personals der Konformititsbewertungsstelle darf sich nicht
nach der Anzahl der durchgefiihrten Bewertungen oder deren
Ergebnissen richten.

(9) Die Konformititsbewertungsstellen schliefen eine Haft-
pflichtversicherung ab, sofern die Haftpflicht nicht aufgrund
der nationalen Rechtsvorschriften vom Staat iibernommen
wird oder der Mitgliedstaat selbst unmittelbar fur die Konfor-
mitdtsbewertung verantwortlich ist.

(10)  Mitarbeiter einer Konformititsbewertungsstelle unterlie-
gen in Bezug auf Informationen, die sie bei der Durchfithrung
ihrer Aufgaben gemaff den Artikeln 19 bis 24 oder einer der
nationalen Durchfithrungsvorschriften hierfiir erhalten, der be-
ruflichen Schweigepflicht; dies gilt nicht gegeniiber den zustin-
digen Behorden des Mitgliedstaats, in dem sie ihre Titigkeiten
ausiiben. Eigentumsrechte werden geschiitzt.

(11)  Die Konformititsbewertungsstellen wirken an den ein-
schldgigen Normungsaktivitdten und den Aktivititen der Koor-
dinierungsgruppe notifizierter Stellen mit, die im Rahmen des
Artikels 42 geschaffen wurde, bzw. sorgen dafiir, dass ihr Be-
wertungspersonal dariiber informiert wird, und wenden die von
dieser Gruppe erarbeiteten Verwaltungsentscheidungen und Do-
kumente als allgemeine Leitlinie an.

Artikel 31
Konformititsvermutung

Weist eine Konformititsbewertungsstelle nach, dass sie die Kri-
terien der einschldgigen harmonisierten Normen oder von Tei-
len davon erfiillt, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europdischen
Union verdffentlicht worden sind, so wird vermutet, dass sie die
Anforderungen nach Artikel 30 erfiillt, insoweit als die anwend-
baren harmonisierten Normen diese Anforderungen abdecken.

Artikel 32

Zweigunternehmen von notifizierten Stellen und Vergabe
von Unterauftrigen

(1)  Vergibt die notifizierte Stelle bestimmte mit der Konfor-
mitdtsbewertung verbundene Aufgaben an Unterauftragnehmer

oder iibertragt sie diese einem Zweigunternehmen, so stellt sie
sicher, dass der Unterauftragnehmer oder das Zweigunterneh-
men die Anforderungen des Artikels 30 erfiillt, und unterrichtet
die notifizierende Behorde entsprechend.

(2)  Die notifizierten Stellen tragen die volle Verantwortung
fur die Arbeiten, die von Unterauftragnehmern oder Zweig-
unternehmen ausgefithrt werden, unabhingig davon, wo diese
niedergelassen sind.

(3)  Tatigkeiten diirfen nur dann an einen Unterauftragneh-
mer vergeben oder einem Zweigunternechmen iibertragen wer-
den, wenn der Kunde dem zustimmt.

(4)  Die notifizierten Stellen halten die einschligigen Unterla-
gen {iber die Begutachtung der Qualifikation des Unterauftrag-
nehmers oder des Zweigunternehmens und die von ihnen ge-
mifl den Artikeln 19 bis 24 ausgefilhrten Arbeiten fur die
notifizierende Behorde bereit.

Artikel 33
Antrige auf Notifizierung

(1)  Eine Konformitdtsbewertungsstelle beantragt ihre Notifi-
zierung bei der notifizierenden Behorde des Mitgliedstaats, in
dem sie ansissig ist.

(2)  Dem in Absatz 1 genannten Antrag legt sie eine Beschrei-
bung der Konformititsbewertungstitigkeiten, des bzw. der Kon-
formitatsbewertungsmodule und des bzw. der Produkte, fiir die
diese Stelle Kompetenz beansprucht, sowie, wenn vorhanden,
eine Akkreditierungsurkunde bei, die von einer nationalen Ak-
kreditierungsstelle ausgestellt wurde und in der diese beschei-
nigt, dass die Konformititsbewertungsstelle die Anforderungen
des Artikels 30 erfiillt.

(3) Kann die Konformititsbewertungsstelle keine Akkreditie-
rungsurkunde vorweisen, so legt sie der notifizierenden Behorde
als Nachweis alle Unterlagen vor, die erforderlich sind, um zu
tiberpriifen, festzustellen und regelmifSig zu iiberwachen, ob sie
die Anforderungen des Artikels 30 erfiillt.

Artikel 34
Notifizierungsverfahren

(1)  Die notifizierenden Behorden diirfen nur Konformitits-
bewertungsstellen benennen, die die Anforderungen des Artikels
30 erfillen.

(2)  Die notifizierenden Behorden unterrichten die Kommis-
sion und die iibrigen Mitgliedstaaten mit Hilfe des elektro-
nischen Notifizierungsinstruments, das von der Kommission
entwickelt und verwaltet wird.

(3)  Eine Notifizierung enthilt vollstindige Angaben zu den
Konformititsbewertungstitigkeiten, dem bzw. den betreffenden
Konformititsbewertungsmodulen und Produkten sowie die be-
treffende Bestdtigung der Kompetenz.
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(4)  Beruht eine Notifizierung nicht auf einer Akkreditierungs-
urkunde gemifl Artikel 33 Absatz 2, legt die notifizierende
Behorde der Kommission und den iibrigen Mitgliedstaaten die
Unterlagen als Nachweis, durch den die Kompetenz der Konfor-
mitdtsbewertungsstelle bestitigt wird, sowie die Vereinbarungen
vor, die getroffen wurden, um sicherzustellen, dass die Stelle
regelmafig iberwacht wird und stets den Anforderungen nach
Artikel 30 gentigt.

(5)  Die betreffende Stelle darf die Aufgaben einer notifizier-
ten Stelle nur dann wahrnehmen, wenn weder die Kommission
noch die iibrigen Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen
nach einer Notifizierung, wenn eine Akkreditierungsurkunde
vorliegt, oder innerhalb von zwei Monaten nach einer Notifizie-
rung, wenn keine Akkreditierung vorliegt, Einwinde erhoben

haben.

Nur solche Stellen gelten als notifizierte Stelle fur die Zwecke
dieser Richtlinie.

(6)  Die Mitgliedstaaten melden der Kommission und den {ib-
rigen Mitgliedstaaten jede spiter eintretende Anderung der No-
tifizierung.

Artikel 35
Kennnummern und Verzeichnis notifizierter Stellen

(1) Die Kommission weist jeder notifizierten Stelle eine
Kennnummer zu.

Selbst wenn eine Stelle fur mehrere Rechtsvorschriften der
Union notifiziert ist, erhdlt sie nur eine einzige Kennnummer.

Dariiber hinaus weisen die Mitgliedstaaten einer notifizierten
Stelle, die von einer notifizierenden Stelle zur Begutachtung
der Konformitit nach Bauausfuhrung ermichtigt wurde, einen
Kenncode zu.

(2)  Die Kommission verdffentlicht das Verzeichnis der nach
dieser Richtlinie notifizierten Stellen samt den ihnen zugewie-
senen Kennnummern und gegebenenfalls Kenncodes und den
Tiatigkeiten, fur die sie notifiziert wurden.

Die Kommission gewahrleistet die Aktualisierung dieser Liste.

Artikel 36
Anderungen der Notifizierungen

(1)  Falls eine notifizierende Behorde feststellt oder dariiber
unterrichtet wird, dass eine notifizierte Stelle die in Artikel 30
genannten Anforderungen nicht mehr erfiillt oder dass sie ihren
Verpflichtungen nicht nachkommt, so schrankt sie die Notifizie-
rung gegebenenfalls ein, setzt sie aus oder widerruft sie, wobei
sie das Ausmaf beriicksichtigt, in dem diesen Anforderungen
nicht geniigt wurde oder diesen Verpflichtungen nicht nach-
gekommen wurde. Sie unterrichtet unverziiglich die Kommis-
sion und die tibrigen Mitgliedstaaten dariiber.

(2)  Bei Einschrankung, Aussetzung oder Riicknahme der No-
tifizierung oder wenn die notifizierte Stelle ihre Tatigkeit ein-
stellt, ergreift der notifizierende Mitgliedstaat die geeigneten
Mafinahmen, um zu gewdhrleisten, dass die Akten dieser Stelle
von einer anderen notifizierten Stelle weiter bearbeitet bzw. fiir
die zustindigen notifizierenden Behorden und Marktiiber-
wachungsbehorden auf deren Verlangen bereitgehalten werden.

Artikel 37
Anfechtung der Kompetenz von notifizierten Stellen

(1)  Die Kommission untersucht alle Fille, in denen sie die
Kompetenz einer notifizierten Stelle oder die dauerhafte Erfiil-
lung der entsprechenden Anforderungen und Pflichten durch
eine notifizierte Stelle anzweifelt oder ihr Zweifel daran zur
Kenntnis gebracht werden.

(2)  Der notifizierende Mitgliedstaat erteilt der Kommission
auf Verlangen samtliche Auskiinfte tiber die Grundlage fiir die
Notifizierung oder die Erhaltung der Kompetenz der betreffen-
den Stelle.

(3) Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer
Untersuchungen erlangten sensiblen Informationen vertraulich
behandelt werden.

(4)  Stellt die Kommission fest, dass eine notifizierte Stelle die
Vorraussetzungen fiir ihre Notifizierung nicht oder nicht mehr
erfiillt, so erldsst sie einen Durchfithrungsrechtsakt, in dem der
notifizierende Mitgliedstaat aufgefordert wird, die erforderlichen
Abhilfemafinahmen zu treffen, einschlieflich eines Widerrufs
der Notifizierung, sofern dies notig ist.

Dieser Durchfihrungsrechtsakt wird nach dem in Artikel 50
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

Artikel 38
Pflichten der notifizierten Stellen in Bezug auf ihre Arbeit

(1)  Die notifizierten Stellen fithren die Konformititsbewer-
tung im Einklang mit den Konformititsbewertungsverfahren ge-
mafl den Artikeln 19 bis 24 durch.

(2)  Konformititsbewertungen werden unter Wahrung der
Verhiltnismafigkeit durchgefiihrt, wobei unnétige Belastungen
der Wirtschaftsakteure und privaten Einfithrer vermieden wer-
den. Die Konformititsbewertungsstellen tiben ihre Tatigkeiten
unter gebithrender Beriicksichtigung der Grofe eines Unterneh-
mens, der Branche, in der es titig ist, seiner Struktur sowie des
Grads der Komplexitit der betroffenen Produkttechnologie und
des Massenfertigungs- oder Seriencharakters des Fertigungspro-
zesses aus.

Hierbei gehen sie allerdings so streng vor und halten solch ein
Schutzniveau ein, wie dies fiir die Konformitit des Produkts mit
den Bestimmungen dieser Richtlinie erforderlich ist.
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(3)  Bemerkt eine notifizierte Stelle, dass ein Hersteller oder
privater Einfithrer die Anforderungen nicht erfillt hat, die in
Artikel 4 Absatz 1 und in Anhang I oder in den entsprechenden
harmonisierten Normen festgelegt sind, so fordert sie den Her-
steller oder privaten Einfithrer auf, angemessene Abhilfemaf-
nahmen zu ergreifen, und stellt keine Konformititsbescheini-
gung aus.

(4)  Hat eine notifizierte Stelle bereits eine Bescheinigung aus-
gestellt und stellt im Rahmen der Uberwachung der Konformitit
fest, dass das Produkt die Anforderungen nicht mehr erfiillt, so
fordert sie den Hersteller auf, angemessene Abhilfemafinahmen
zu ergreifen, und setzt die Bescheinigung falls notig aus oder
zieht sie zuriick.

(5) Werden keine Abhilfemafinahmen ergriffen oder zeigen
sie nicht die notige Wirkung, so beschrinkt die notifizierte
Stelle gegebenenfalls alle Bescheinigungen, setzt sie aus bzw.
zieht sie zuriick.

Artikel 39
Einspruchsverfahren

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Einspruchsverfahren
gegen die Entscheidungen der notifizierten Stelle vorgesehen ist.

Artikel 40
Meldepflichten der notifizierten Stellen

(1)  Die notifizierten Stellen melden der notifizierenden Be-

horde

a) jede Verweigerung, Einschrinkung, Aussetzung oder Riick-
nahme einer Bescheinigung;

b) alle Umstidnde, die Folgen fiir den Geltungsbereich und die
Bedingungen der Notifizierung haben;

¢) jedes Auskunftsersuchen iiber Konformititsbewertungstatig-
keiten, das sie von den Marktiiberwachungsbehorden erhal-
ten haben;

d) auf Verlangen, welchen Konformititsbewertungstitigkeiten
sie im Geltungsbereich ihrer Notifizierung nachgegangen
sind und welche anderen Titigkeiten, einschliefSlich grenz-
tiberschreitender Titigkeiten und Vergabe von Unterauftrd-
gen, sie ausgefithrt haben.

(2)  Die notifizierten Stellen iibermitteln den iibrigen Stellen,
die nach dieser Richtlinie notifiziert sind, dhnlichen Konfor-
mitdtsbewertungstatigkeiten nachgehen und dieselben Produkte
abdecken, einschligige Informationen tiber die negativen und
auf Verlangen auch tiber die positiven Ergebnisse von Konfor-
mitdtsbewertungen.

Artikel 41
Erfahrungsaustausch

Die Kommission organisiert den Erfahrungsaustausch zwischen
den nationalen Behorden der Mitgliedstaaten, die fir die Noti-
fizierungspolitik zustindig sind.

Artikel 42
Koordinierung der notifizierten Stellen

Die Kommission sorgt dafiir, dass eine zweckmafige Koordinie-
rung und Zusammenarbeit zwischen den nach dieser Richtlinie
notifizierten Stellen in Form einer oder mehrerer sektoraler
Gruppen notifizierter Stellen eingerichtet und ordnungsgemafs
weitergefithrt wird.

Die Mitgliedstaaten gewdahrleisten, dass sich die von ihnen no-
tifizierten Stellen an der Arbeit dieser Gruppen direkt oder tiber
benannte Vertreter beteiligen.

KAPITEL VI

UBERWACHUNG DES UNIONSMARKTES, KONTROLLE DER
AUF DEN UNIONSMARKT EINGEFUHRTEN PRODUKTE UND
SCHUTZKLAUSELVERFAHREN

Artikel 43

Uberwachung des Unionsmarktes und Kontrolle der auf
den Unionsmarkt eingefiihrten Produkte

Fiir die Produkte, die von dieser Richtlinie erfasst werden, gelten
Artikel 15 Absatz 3 und die Artikel 16 bis 29 der Verordnung
(EG) Nr. 765/2008.

Artikel 44

Verfahren zur Behandlung von Produkten, mit denen eine
Gefahr verbunden ist, auf nationaler Ebene

(1) Haben die Marktiiberwachungsbehorden eines Mitglied-
staats hinreichenden Grund zu der Annahme, dass ein in dieser
Richtlinie geregeltes Produkt ein Risiko fiir die Gesundheit oder
Sicherheit von Personen, fiir Sachen oder fiir die Umwelt dar-
stellt, so beurteilen sie, ob das betreffende Produkt die einschli-
gigen Anforderungen dieser Richtlinie erfiillt. Die betroffenen
Wirtschaftsakteure oder privaten Einfiihrer arbeiten im erforder-
lichen Umfang mit den Marktiiberwachungsbehérden zusam-
men.

Im Falle von Wirtschaftsakteuren fordern die Marktiiber-
wachungsbehorden den betroffenen Wirtschaftsakteur unver-
ziiglich dazu auf, innerhalb einer der Art der Gefahr angemes-
senen und von ihr festgelegten vertretbaren Frist die geeigneten
Abhilfemanahmen zu ergreifen, um die Ubereinstimmung des
Produkts mit diesen Anforderungen herzustellen, es vom Markt
zu nehmen oder zuriickzurufen, wenn sie im Verlauf dieser
Beurteilung zu dem Ergebnis gelangen, dass das Produkt die
Anforderungen dieser Richtlinie nicht erfillt.

Im Falle von privaten Einfithrern unterrichten die Marktiiber-
wachungsbehorden den betroffenen privaten Einfithrer unver-
ziiglich iiber die der Art der Gefahr angemessenen geeigneten
Abhilfemanahmen, die zu ergreifen sind, um die Ubereinstim-
mung des Produkts mit diesen Anforderungen herzustellen, die
Inbetriebnahme des Produkts auszusetzen oder die Nutzung des
Produkts auszusetzen, wenn sie im Verlauf dieser Beurteilung zu
dem Ergebnis gelangen, dass das Produkt die Anforderungen
dieser Richtlinie nicht erfullt.
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Die Marktiiberwachungsbehorden unterrichten die entspre-
chende notifizierte Stelle.

Fir die in den Unterabsitzen 2 und 3 genannten Manahmen
gilt Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008.

(2)  Sind die Marktiiberwachungsbehorden der Auffassung,
dass sich die Nichtkonformitit nicht auf das Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats beschrinkt, so unterrichten sie die Kommission
und die tibrigen Mitgliedstaaten tiber die Ergebnisse der Beur-
teilung und die Maflnahmen, zu denen sie den Wirtschaftsakteur
aufgefordert haben.

(3)  Der Wirtschaftsakteur gewihrleistet, dass die geeigneten
Abhilfemaffinahmen, die er ergreift, sich auf sdmtliche betroffe-
nen Produkte erstrecken, die er in der Union auf dem Markt
bereitgestellt hat.

Der private Einfilhrer gewdhrleistet, dass die geeigneten Abhil-
femafinahmen in Bezug auf das Produkt, das er fiir den Eigen-
gebrauch in die Union eingefiihrt hat, getroffen werden.

(4)  Ergreift der betreffende Wirtschaftsakteur innerhalb der in
Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Frist keine angemessenen
Abhilfemafinahmen, so treffen die Marktiiberwachungsbehérden
alle geeigneten vorldufigen Mafinahmen, um die Bereitstellung
des Produkts auf ihrem nationalen Markt zu untersagen oder
einzuschranken, das Produkt vom Markt zu nehmen oder zu-
riickzurufen.

Ergreift der private Einfithrer keine angemessenen Abhilfemaf3-
nahmen, so treffen die Marktiiberwachungsbehorden alle geeig-
neten vorldufigen Mafnahmen, um in ihrem Hoheitsgebiet die
Inbetriebnahme des Produkts zu untersagen oder seine Nutzung
zu untersagen oder einzuschranken.

Die Marktiiberwachungsbehorden unterrichten die Kommission
und die iibrigen Mitgliedstaaten unverziiglich tiber diese Maf-
nahmen.

(5)  Aus den in Absatz 4 genannten Informationen gehen alle
verfiigbaren Angaben hervor, insbesondere die Daten fir die
Identifizierung des nichtkonformen Produkts, die Herkunft des
Produkts, die Art der behaupteten Nichtkonformitit und der
Gefahr sowie die Art und Dauer der ergriffenen nationalen Mafs-
nahmen und die Argumente des relevanten Wirtschaftsakteurs
oder des privaten Einfithrers. Die Marktiiberwachungsbehérden
geben insbesondere an, ob die Nichtkonformitit auf eine der
folgenden Ursachen zuriickzuftihren ist:

a) das Produkt erfiillt die in dieser Richtlinie festgelegten An-
forderungen hinsichtlich der Gesundheit oder Sicherheit von
Menschen oder hinsichtlich des Schutzes von Sachen oder
der Umwelt nicht oder

b) die harmonisierten Normen, bei deren Einhaltung laut Arti-
kel 14 eine Konformitdtsvermutung gilt, sind mangelhaft.

(6)  Die anderen Mitgliedstaaten aufSer jenem, der das Verfah-
ren nach diesem Artikel eingeleitet hat, unterrichten die Kom-
mission und die tibrigen Mitgliedstaaten unverziiglich tiber alle
erlassenen Mafnahmen und jede weitere ihnen vorliegende In-
formation iiber die Nichtkonformitit des Produkts sowie, falls
sie der gemeldeten nationalen Maflnahme nicht zustimmen,
tiber ihre Einwinde.

(7)  Erhebt weder ein Mitgliedstaat noch die Kommission in-
nerhalb von drei Monaten nach Erhalt der in Absatz 4 genann-
ten Informationen einen Einwand gegen eine vorldufige Maf3-
nahme eines Mitgliedstaats, so gilt diese Mafnahme als gerecht-
fertigt.

(8)  Die Mitgliedstaaten gewihrleisten, dass unverziiglich ge-
eignete restriktive Mafinahmen hinsichtlich des betreffenden
Produkts getroffen werden, wie etwa die Riicknahme des Pro-
dukts von ihrem Markt.

Artikel 45
Schutzklauselverfahren der Union

(1)  Wurden nach Abschluss des Verfahrens gemafl Artikel 44
Absitze 3 und 4 Einwinde gegen eine Mafnahme eines Mit-
gliedstaats erhoben oder ist die Kommission der Auffassung,
dass eine nationale Mafnahme nicht mit dem Unionsrecht ver-
einbar ist, so konsultiert die Kommission unverziiglich die Mit-
gliedstaaten und den bzw. die betroffenen Wirtschaftsakteure
oder den privaten Einfithrer und nimmt eine Beurteilung der
nationalen Mafnahme vor. Die Kommission erldsst auf der
Grundlage der Ergebnisse dieser Beurteilung einen Durchfiih-
rungsrechtsakt, in dem sie angibt, ob die nationale Mafinahme
gerechtfertigt ist oder nicht.

Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten
und teilt ihn ihnen und dem bzw. den betroffenen Wirtschafts-
akteuren oder dem privaten Einfuhrer unverziiglich mit.

(2)  Hilt sie die nationale Maflnahme fur gerechtfertigt, so
ergreifen alle Mitgliedstaaten die erforderlichen Mafnahmen,
um zu gewdhrleisten, dass das nichtkonforme Produkt von ih-
rem Markt genommen wird, und unterrichten die Kommission
dariiber. Halt sie die nationale Malnahme nicht fiir gerechtfer-
tigt, so muss der betreffende Mitgliedstaat sie zuriicknehmen.

(3)  Gilt die nationale Mafnahme als gerechtfertigt und wird
die Nichtkonformitdt des Produkts mit Mangeln der harmoni-
sierten Normen gemafl Artikel 44 Absatz 5 Buchstabe b dieser
Richtlinie begriindet, so wendet die Kommission das Verfahren
des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 an.
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Artikel 46
Formale Nichtkonformitiit

(1) Unbeschadet des Artikels 44 fordert ein Mitgliedstaat den
betroffenen Wirtschaftsakteur oder privaten Einfithrer dazu auf,
die betreffende Nichtkonformitit abzustellen, falls er einen der
folgenden Fille feststellt:

a) die CE-Kennzeichnung wurde unter Nichteinhaltung von Ar-
tikel 16, Artikel 17 oder Artikel 18 angebracht;

b) die CE-Kennzeichnung gemaf Artikel 17 wurde nicht an-
gebracht;

¢) die EU-Konformititserklirung oder die Erklirung gemifl An-
hang III wurde nicht ausgestellt;

d) die EU-Konformitdtserklirung oder die Erklirung gemif An-
hang III wurde nicht ordnungsgemif$ ausgestellt;

¢) die technischen Unterlagen sind entweder nicht verfuigbar
oder unvollstindig;

f) die Angaben gemafl Artikel 7 Absatz 6 oder Artikel 9 Ab-
satz 3 fehlen, sind fehlerhaft oder unvollstindig;

g) eine andere administrative Anforderung nach Artikel 7 oder
Artikel 9 wurde nicht eingehalten.

(2)  Besteht die Nichtkonformitit gemdfl Absatz 1 weiter, so
trifft der betroffene Mitgliedstaat alle geeigneten Mafinahmen,
um die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt zu beschrin-
ken oder zu untersagen oder um dafiir zu sorgen, dass es zu-
riickgerufen oder vom Markt genommen wird oder dass seine
Verwendung untersagt oder eingeschrinkt wird, wenn es sich
um ein von einem privaten Einfithrer fiir den Eigengebrauch
eingefiihrtes Produkt handelt.

KAPITEL VII

DELEGIERTE RECHTSAKTE UND
DURCHFUHRUNGSRECHTSAKTE

Artikel 47
Ubertragung von Befugnissen

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, delegierte
Rechtsakte nach Artikel 48 zu erlassen, um folgende Anderun-
gen vorzunehmen:

a) zur Beriicksichtigung des technischen Fortschritts und neuer
wissenschaftlicher Erkenntnisse:

i) Anhang I Teil B Nummern 2.3, 2.4, 2.5 und 3 und
Anhang I Teil C Nummer 3;

ii) Anhidnge VII und IX und

b) Anhang V zur Beriicksichtigung des technischen Fortschritts,
der Angemessenheit der Gewahrleistung gleichwertiger Kon-
formitdt und neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse.

Artikel 48
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der
Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingun-
gen {ibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafs
Artikel 47 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf
Jahren ab dem 17. Januar 2014 ibertragen. Die Kommission
erstellt spitestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von
funf Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die
Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um Zeit-
rdume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament
oder der Rat widersprechen einer solcher Verldngerung spites-
tens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemdfl Artikel 47 kann vom
Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen wer-
den. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung
der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag
nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen
spateren Zeitpunkt wirksam. Die Giltigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss
tber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er-
lasst, Ubermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen Par-
lament und dem Rat.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafl Artikel 47 erlassen
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament
noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament
und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf
dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben
werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des
Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 49
Durchfithrungsrechtsakte

(1) Zur Beriicksichtigung des technischen Fortschritts und
zur Gewihrleistung der einheitlichen Anwendung dieser Richt-
linie kann die Kommission Durchfiithrungsrechtsakte erlassen, in
denen Leitlinien fiir folgende Aspekte festgelegt werden:

a) detaillierte Verfahren zur Anwendung des Artikels 24 unter
Beriicksichtigung des speziellen Konformitdtsbewertungs-
bedarfs bei den unter diese Richtlinie fallenden Produkten;
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b) die genaue Anwendung der in Anhang I Teil A Nummer 1 (3)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti-

festgelegten Entwurfskategorien fiir Wasserfahrzeuge, ein-
schlieflich Leitlinien zur Verwendung meteorologischer Be-
griffe und der dabei verwendeten Mess-Skalen;

(@)
~

detaillierte Verfahren fiir die Kennzeichnung von Wasserfahr-
zeugen gemifl Anhang I Teil A Nummer 2.1, einschlieflich
terminologischer Klirungen, sowie Zuordnung und Verwal-
tung der Herstellercodes von in Drittlindern niedergelasse-
nen Herstellern;

o
=

Angaben auf der Herstellerplakette gemifS Anhang I Teil A
Nummer 2.2;

e) Anwendung der Regeln fiir Navigationslichter gemifs An-
hang I Teil A Nummer 5.7;

f) Vorkehrungen gegen Gewisserverschmutzung, insbesondere
beziiglich des Einsatzes von Auffangbehiltern gemiff An-
hang I Teil A Nummer 5.8;

g) Einbau und Priifung von Gasgeriten und fest eingebauten
Gassystemen in Wasserfahrzeugen;

h) Format und Inhalt des Eignerhandbuchs;

i) Format und Inhalt des Fragebogens fiir die Berichterstattung,
der von den Mitgliedstaaten gemafl Artikel 51 auszufiillen
ist.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafS dem in Artikel 50
Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

(2)  In hinreichend begriindeten Fillen dufSerster Dringlichkeit
im Zusammenhang mit Produkten, die eine ernste Gefahr fur
die Gesundheit oder Sicherheit von Personen, fiir Sachen oder
fur die Umwelt darstellen, erldsst die Kommission in Bezug auf
Absatz 1 Buchstaben a, b, e, f und g gemifl dem in Artikel 50
Absatz 4 genannten Verfahren sofort geltende Durchfithrungs-
rechtsakte.

Artikel 50
Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt.
Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti-
kel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

kel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(4)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti-
kel 8 der Verordnung (EU) Nr.182/2011 in Verbindung mit
deren Artikel 5.

(5)  Die Kommission hort den Ausschuss zu allen Fragen, bei
denen nach der Verordnung (EU) Nr.1025/2012 oder nach
einem anderen Rechtsakt der Union eine Konsultation von Ex-
perten des Sektors vorgeschrieben ist.

(6)  Der Ausschuss kann ferner alle anderen Fragen betreffend
die Anwendung dieser Richtlinie priifen, die entweder von sei-
nem Vorsitz oder von einem Vertreter eines Mitgliedstaats im
Einklang mit seiner Geschiftsordnung aufgeworfen werden.

KAPITEL VIII
BESONDERE VERWALTUNGSVORSCHRIFTEN
Artikel 51
Berichterstattung

Die Mitgliedstaaten fiillen bis zum 18. Januar 2021 und danach
alle funf Jahre einen von der Kommission herausgegebenen Fra-
gebogen iiber die Anwendung dieser Richtlinie aus.

Die Kommission erstellt bis zum 18. Januar 2022 und danach
alle funf Jahre anhand der Antworten der Mitgliedstaaten in
dem in Absatz 1 genannten Fragebogen einen Bericht iiber
die Anwendung dieser Richtlinie und tbermittelt ihn an das
Europdische Parlament und den Rat.

Artikel 52
Uberpriifung

Die Kommission legt dem Europaischen Parlament und dem Rat
bis zum 18. Januar 2022 {iber Folgendes einen Bericht vor:

a) die technische Machbarkeit einer weiteren Reduzierung der
Emissionen von Schiffsantriebsmotoren und der Einfithrung
von Anforderungen fiir Verdunstungsemissionen und fir
Kraftstoffanlagen im Zusammenhang mit Antriebsmotoren
und -systemen unter Beriicksichtigung der Kosteneffizienz
der Technologien und der Notwendigkeit der Vereinbarung
weltweit harmonisierter Werte fur diesen Sektor, wobei be-
deutenden marktorientierten Initiativen Rechnung zu tragen
ist; und

b) die Frage, welche Wirkung die in Anhang I aufgefithrten
Entwurfskategorien fur Wasserfahrzeuge, die auf der Taug-
lichkeit fiir bestimmte Windstirken und signifikante Wellen-
hohen beruhen, hinsichtlich der Verbraucherinformationen
und beziiglich der Hersteller, insbesondere kleinere und mitt-
lere Unternehmen, entfalten, wobei den Entwicklungen im
Bereich der internationalen Normung Rechnung zu tragen
ist. In dem Bericht ist auch der Frage nachzugehen, ob fiir
die Entwurfskategorien fiir Wasserfahrzeuge zusitzliche Spe-
zifikationen oder Unterteilungen erforderlich sind; gegebe-
nenfalls sind in dem Bericht weitere Unterkategorien vor-
zuschlagen.
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Den in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Berichten sind
gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschlage beizufiigen.

Artikel 53
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen fiir Verst63e gegen die aufgrund dieser
Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften Sanktionen
fest, die bei schweren Verstofen auch strafrechtlicher Natur
sein konnen, und treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen
Mafinahmen.

Die Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismifig und abschre-
ckend sein und koénnen schwerer ausfallen, wenn der betref-
fende Wirtschaftsakteur oder private Einfihrer bereits in der
Vergangenheit in dhnlicher Weise gegen die Bestimmungen die-
ser Richtlinie verstoffen hat.

KAPITEL IX
SCHLUSS- UND UBERGANGSBESTIMMUNGEN
Artikel 54
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und verdffentlichen bis zum
18. Januar 2016 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen
der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften
mit.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 18. Januar 2016 an. Bei
Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 55
Ubergangszeitraum

(1) Die Mitgliedstaaten diirfen nicht die Bereitstellung auf
dem Markt oder die Inbetriebnahme von unter die Richtlinie

94/25[EG fallenden Produkten behindern, die jener Richtlinie
entsprechen und die vor dem 18. Januar 2017 in Verkehr ge-
bracht oder in Betrieb genommen wurden.

(2)  Die Mitgliedstaaten diirfen nicht die Bereitstellung auf
dem Markt oder die Inbetriebnahme von Fremdziindungs-Au-
Benbordantriebsmotoren mit einer Leistung kleiner/gleich
15 kW behindern, die den in Anhang I Teil B Nummer 2.1
festgelegten Grenzwerten fiir Abgasemissionen entsprechen,
von kleinen und mittleren Unternehmen gemaf der Definition
in der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (') hergestellt
wurden und vor dem 18. Januar 2020 in Verkehr gebracht
wurden.

Artikel 56
Aufhebung

Die Richtlinie 94/25/EG wird mit Wirkung vom 18. Januar
2016 aufgehoben. Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie
gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 57
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 58
Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Strafburg am 20. November 2013.

Im Namen des Europdischen Im Namen des Rates

Parlaments
Der Prisident Der Prisident
M. SCHULZ V. LESKEVICIUS

() ABL L 124 vom 20.5.2003, S. 36.
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ANHANG 1

GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN

A. Grundlegende Anforderungen in Bezug auf Entwurf und Bau der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Produkte

1. ENTWURFSKATEGORIEN FUR WASSERFAHRZEUGE
Entwurfskateooric Windstirke Signifikante Wellenhohe
8 (Beaufort-Skala) (H 15, Meter)
A mehr als 8 mehr als 4
B bis einschlielich 8 bis einschlieflich 4
C bis einschlielich 6 bis einschlieflich 2
D bis einschlieflich 4 bis einschlieflich 0,3

Erlduterungen:

A.  Ein Sportboot der Entwurfskategorie A gilt als fiir Windstirken tiber 8 (Beaufort-Skala) und signifikante Wellen-
hohe tiber 4 m ausgelegt, jedoch nicht fiir extreme Wetterverhéltnisse wie Sturm, schwerer Sturm, Orkan, Wirbel-
sturm, extreme Seebedingungen oder Riesenwellen.

B. Ein Sportboot der Entwurfskategorie B gilt als fiir eine Windstirke bis einschlielich 8 und signifikante Wellenh6he
bis einschlieflich 4 m ausgelegt.

C.  Ein Wasserfahrzeug der Entwurfskategorie C gilt als fur eine Windstarke bis einschlieflich 6 und signifikante
Wellenhohe bis einschlieflich 2 m ausgelegt.

D.  Ein Wasserfahrzeug der Entwurfskategorie D gilt als fiir eine Windstirke bis einschlieSlich 4 und signifikante
Wellenhohe bis einschlieSlich 0,3 m und gelegentliche Wellenhéhe von hochstens 0,5 m ausgelegt.
Wasserfahrzeuge der jeweiligen Entwurfskategorie miissen so entworfen und gebaut sein, dass sie der Beanspru-
chung nach diesen Parametern hinsichtlich Stabilitt, Auftrieb und anderen einschlagigen grundlegenden Anforde-
rungen gemifd diesem Anhang standhalten und dass sie eine gute Manovrierfahigkeit haben.

2. ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN

2.1. Kennzeichnung der Wasserfahrzeuge
Jedes Wasserfahrzeug ist mit einer Identifizierungsnummer zu versehen, die folgende Angaben enthalt:

1. Lindercode des Herstellers;

2. von der nationalen Behorde des Mitgliedstaats zugeteilter eindeutiger Herstellercode;

3. eindeutige Seriennummer;

4. Monat und Jahr der Produktion;

5. Modelljahr.

Ausfithrliche Anforderungen fiir die Identifizierungsnummer gemifs Absatz 1 sind in der einschldgigen harmoni-
sierten Norm enthalten.

2.2. Plakette des Herstellers des Wasserfahrzeugs

Jedes Wasserfahrzeug muss eine dauerhaft und getrennt von der Identifizierungs-Nummer des Wasserfahrzeugs
angebrachte Plakette mit mindestens folgenden Angaben aufweisen:

a) Name des Herstellers, eingetragener Handelsname oder eingetragene Handelsmarke sowie Kontaktanschrift;
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2.3.

2.4.

2.5.

3.1.

3.2.

3.3.

3.4.

b) CE-Kennzeichnung gemif Artikel 18;
¢) Entwurfskategorie des Wasserfahrzeugs gemiff Nummer 1;

d) vom Hersteller empfohlene maximale Zuladung gemdff Nummer 3.6 ohne Gewicht des Inhalts von fest an-
gebrachten Behiltern in vollem Zustand;

e) Zahl der nach der Empfehlung des Herstellers an Bord zuldssigen Personen, fiir die das Wasserfahrzeug
ausgelegt ist.

Im Falle einer Begutachtung nach Bauausfihrung miissen die Kontaktangaben und die Anforderungen nach Buch-
stabe a auch Angaben zu der notifizierten Stelle enthalten, die die Konformititsbewertung durchgefiihrt hat.

Schutz vor dem Uberbordfallen und Wiedereinstiegsmittel

Die Wasserfahrzeuge miissen so ausgelegt sein, dass das Risiko, iiber Bord zu fallen, soweit wie méglich verringert
und ein Wiedereinsteigen erleichtert wird. Wiedereinstiegsmittel miissen fiir eine im Wasser befindliche Person
ohne fremde Hilfe zuginglich sein bzw. von ihr ohne fremde Hilfe entfaltet werden kénnen.

Sicht vom Hauptsteuerstand

Bei Sportbooten muss der Ruderginger vom Hauptsteuerstand bei normalen Einsatzbedingungen (Geschwindigkeit
und Belastung) eine gute Rundumsicht haben.

Eignerhandbuch

Alle Produkte sind mit einem Eignerhandbuch gemaf Artikel 7 Absatz 7 und Artikel 9 Absatz 4 zu liefern. Dieses
Handbuch enthilt alle Informationen, die fir die sichere Nutzung des Produkts erforderlich sind, wobei besonderes
Augenmerk der Einrichtung, der Wartung, dem regelméfigen Betrieb, der Risikoverhiitung und dem Risikomana-
gement gilt.

FESTIGKEIT UND DICHTIGKEIT SOWIE BAULICHE ANFORDERUNGEN
Bauweise

Wahl und Kombination der Werkstoffe und die Konstruktion miissen gewihrleisten, dass das Wasserfahrzeug in
jeder Hinsicht eine ausreichende Festigkeit aufweist. Besonders zu beriicksichtigen sind die Entwurfskategorie
gemdfl Nummer 1 und die vom Hersteller empfohlene Hochstlast gemdfl Nummer 3.6.

Stabilitit und Freibord

Stabilitdt und Freibord des Wasserfahrzeugs miissen unter Beriicksichtigung der Entwurfskategorie gemdfl Nummer
1 und der vom Hersteller empfohlenen Hochstlast gemdff Nummer 3.6 ausreichend sein.

Auftrieb und Schwimmfihigkeit

Beim Bau des Wasserfahrzeugs ist sicherzustellen, dass das Boot iiber eine Auftriebscharakteristik verfiigt, die seiner
Entwurfskategorie gemifl Nummer 1 und der vom Hersteller empfohlenen Hochstlast gemdfs Nummer 3.6 ent-
spricht. Bewohnbare Mehrrumpf-Sportboote, die fiir ein Kielobenliegen anfillig sind, miissen so ausgelegt sein, dass
sie iiber ausreichenden Auftrieb verfiigen, damit sie auch dann schwimmfihig bleiben, wenn sie kieloben liegen.

Wasserfahrzeuge mit weniger als 6 m Linge, die vollschlagen konnen, miissen iiber geeignete Mittel verfiigen,
damit sie in tberflutetem Zustand schwimmfihig bleiben, wenn sie entsprechend ihrer Entwurfskategorie ver-
wendet werden.

Offnungen im Bootskorper, im Deck und in den Aufbauten

Offnungen im Rumpf, im Deck (in den Decks) und in den Aufbauten diirfen den Festigkeitsverband oder — in
geschlossenem Zustand — die Wetterdichtigkeit des Bootes nicht beeintrichtigen.

Fenster, Bullaugen, Tiiren und Lukenabdeckungen miissen dem Wasserdruck, dem sie ausgesetzt sein konnen,
sowie Punktbelastungen durch Personen, die sich an Deck bewegen, standhalten.

Zum Ein- und Austritt von Wasser dienende Auflenbord-Durchbriiche, die unterhalb der Wasserlinie entsprechend
der vom Hersteller empfohlenen Hochstlast gemdfl Nummer 3.6 liegen, sind mit leicht zugénglichen Verschliissen
zu versehen.
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3.5.

3.6.

3.7.

3.8.

3.9.

5.1.1.

Uberflutung

Alle Wasserfahrzeuge sind so auszulegen, dass das Risiko des Sinkens so gering wie moglich gehalten wird.
Besondere Beachtung sollte gegebenenfalls Folgendes finden:

a) Cockpits und Plichten: diese sollten selbstlenzend oder mit anderen Vorrichtungen ausgeriistet sein, die das
Eindringen von Wasser in das Innere des Wasserfahrzeugs verhindern;

b) Ventilationsoffnungen;
¢) Entfernung von Wasser durch Pumpen oder sonstige Vorrichtungen.

Vom Hersteller empfohlene Hochstlast

Die auf der Herstellerplakette angegebene, vom Hersteller empfohlene Hochstlast (Kraftstoff, Wasser, Proviant,
verschiedene Ausriistungsgegenstinde und Personen) in Kilogramm, fir die das Wasserfahrzeug ausgelegt wurde,
wird in Abhingigkeit von der Entwurfskategorie (Nummer 1), der Stabilitit und dem Freibord (Nummer 3.2) sowie
dem Auftrieb und der Schwimmfahigkeit (Nummer 3.3) bestimmt.

Aufstellung der Rettungsmittel

Alle Sportboote der Entwurfskategorien A und B sowie Sportboote der Entwurfskategorien C und D mit einer
Linge von mehr als 6 m miissen einen oder mehrere Stauplitze fiir ein oder mehrere Rettungsmittel aufweisen, die
grof genug sind, um die vom Hersteller empfohlene Zahl von Personen aufzunehmen, fir die das Sportboot
ausgelegt ist. Die Staupldtze der Rettungsmittel miissen jederzeit leicht zugénglich sein.

Notausstieg

Alle bewohnbaren Mehrrumpf-Sportboote, die fiir ein Kielobenliegen anfillig sind, miissen so gebaut sein, dass
beim Kielobenliegen ein Notausstieg moglich ist. Ist ein Notausstieg vorhanden, der benutzt wird, wenn das Boot
kieloben liegt, so darf er die Bauweise (Nummer 3.1), die Stabilitdt (Nummer 3.2) und den Auftrieb (Nummer 3.3)
ungeachtet der Lage des Bootes (aufrecht oder kieloben) nicht beeintrichtigen.

Alle bewohnbaren Mehrrumpf-Sportboote miissen so gebaut sein, dass bei Brand ein Notausstieg moglich ist.

Ankern, Vertiuen und Schleppen

Alle Wasserfahrzeuge miissen unter Beriicksichtigung ihrer Entwurfskategorie und ihrer Merkmale mit einer oder
mehreren Halterungen oder anderen Vorrichtungen ausgeriistet sein, die das Ankern, Vertduen und Schleppen
ermoglichen und der entsprechenden Belastung sicher standhalten.

BEDIENUNGSEIGENSCHAFTEN

Der Hersteller hat dafiir zu sorgen, dass die Bedienungseigenschaften des Wasserfahrzeugs auch bei dem stirksten
Antriebsmotor, fir den es ausgelegt und gebaut ist, zufriedenstellend sind. Bei allen Antriebsmotoren muss die
maximale Nennleistung im Eignerhandbuch angegeben werden.

EINBAUVORSCHRIFTEN
Motoren und Motorriume
Innenbordmotoren

Alle Innenbordmotoren miissen sich in einem von den Wohnrdaumen getrennten geschlossenen Raum befinden
und so eingebaut sein, dass die Gefahr von Brinden bzw. einer Brandausbreitung sowie die Gefihrdung durch
toxische Dampfe, Hitze, Lirm oder Vibrationen in den Wohnrdumen so gering wie moglich gehalten wird.

Haufig zu tiberpriifende und/oder zu wartende Teile des Motors und Zusatzeinrichtungen miissen leicht zuginglich
sein.

Das Isoliermaterial im Inneren des Motorraums darf nicht zu einer selbstunterhaltenden Verbrennung fahig sein.

. Beliiftung

Der Motorraum ist zu beliiften. Das Eindringen von Wasser durch Offnungen im Motorraum muss so gering wie
moglich gehalten werden.
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5.1.3.

5.2.
5.2.1.

5.3.

Freiliegende Teile

Freiliegende sich bewegende oder heifle Teile des Motors (der Motoren), die Verletzungen verursachen kénnten,
sind wirksam zu schiitzen, sofern der Motor (die Motoren) nicht durch eine Abdeckung oder ein Gehiuse abge-
schirmt ist (sind).

. Starten von Auflenbord-Antriebsmotoren

Alle Auflenbordantriebsmotoren von Wasserfahrzeugen miissen iiber eine Vorrichtung verfiigen, die das Starten
des Motors bei eingelegtem Gang verhindert, aufler

a) wenn der Motor einen statischen Schub von weniger als 500 Newton (N) erzeugt;

b) wenn der Motor mit einer Drosselvorrichtung versehen ist, die beim Starten des Motors den Schub auf 500 N
begrenzt.

. Fiihrerlose Wassermotorrider

Wassermotorrdder sind entweder mit einer automatischen Abschaltung des Antriebsmotors oder einer automati-
schen Vorrichtung zu versehen, die das Fahrzeug in langsame, kreisformige Vorwirtsfahrt bringt, wenn der Fahrer
absteigt oder iiber Bord geht.

. Aufenbord-Antriebsmotoren mit Pinnensteuerung sind mit einer NOT-AUS-Vorrichtung auszuriisten, die mit dem

Ruderginger verbunden werden kann.

Kraftstoffsystem
Allgemeines

Einfull-, Lager- und Beliiftungsvorrichtungen fiir den Kraftstoff sowie die Kraftstoffzufuhrvorrichtungen sind so
auszulegen und einzubauen, dass die Brand- und Explosionsgefahr so gering wie moglich gehalten wird.

. Kraftstoffbehdlter

Kraftstoffbehilter, -leitungen und -schlduche sind fest anzubringen und von allen groferen Hitzequellen getrennt
einzubauen oder abzuschirmen. Werkstoff und Bauweise der Behalter miissen dem Fassungsvermdgen und der
Kraftstoffart entsprechen.

Riume fiir Ottokraftstoftbehilter miissen beliiftet sein.

Ottokraftstoffbehilter diirfen nicht Teil des Rumpfes sein und miissen

a) gegen Brand eines Motors und von allen anderen Ziindquellen isoliert sein;
b) von den Wohnriumen getrennt sein.

Dieselkraftstoffbehalter diirfen Teil des Rumpfes sein.

Elektrisches System

Elektrische Systeme miissen so ausgelegt und eingebaut sein, dass unter normalen Einsatzbedingungen ein ein-
wandfreier Betrieb des Wasserfahrzeugs gewihrleistet ist und die Brandgefahr und das Risiko elektrischer Schlige
so gering wie moglich gehalten werden.

Alle Stromkreise miissen vor Uberlastung gesichert sein; hiervon ausgenommen sind batteriegespeiste Anlasser-
stromkreise.

Antriebsstromkreise und andere Stromkreise diirfen sich gegenseitig nicht derart beeinflussen, dass einer von
beiden nicht bestimmungsgemaf funktioniert.

Um die Ansammlung von explosionsfihigen Gasen, die aus den Batterien austreten konnten, zu verhindern, ist fiir
Beliiftung zu sorgen. Die Batterien miissen gut befestigt und vor eindringendem Wasser geschiitzt sein.
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5.4.
5.4.1.

5.4.2.

5.5.

5.6.
5.6.1.

5.6.2.

5.7.

5.8.

Steuerungssystem
Allgemeines

Steuerungs- und Antriebskontrollsysteme sind so auszulegen, zu bauen und einzubauen, dass sie die Ubertragung
von Steuerungskriften unter vorhersehbaren Betriebsbedingungen ermoglichen.

Notvorrichtungen

Alle Segel-Sportboote und alle nicht unter Segel fahrenden Sportboote mit einem einzigen Antriebsmotor und
Fernsteueranlage sind mit Notvorrichtungen auszuriisten, die das Sportboot bei verringerter Geschwindigkeit
steuern konnen.

Gassystem

Gassysteme fiir Haushaltszwecke miissen iiber ein Druckminderungssystem verfiigen und so ausgelegt und einge-
baut sein, dass ein Gasaustritt und die Gefahr einer Explosion vermieden werden und dass sie auf undichte Stellen
hin untersucht werden kénnen. Werkstoffe und Bauteile miissen fiir das jeweils verwendete Gas geeignet und so
beschaffen sein, dass sie den unterschiedlichen Belastungen in einer maritimen Umgebung standhalten.

Alle Gasgerite, die fur die vom Hersteller vorgesehene Verwendung benutzt werden, sind entsprechend den
Anweisungen des Herstellers derart einzubauen. Jede gasbetriebene Vorrichtung muss iiber eine gesonderte Zu-
leitung versorgt werden, und jede Vorrichtung muss eine gesonderte Absperrvorrichtung aufweisen. Durch geeig-
nete Beliiftung muss eine Gefihrdung durch Gasaustritt und Verbrennungsprodukte vermieden werden.

Alle Wasserfahrzeuge mit einem fest eingebauten Gassystem miissen einen Raum zur Unterbringung aller Gas-
flaschen aufweisen. Dieser Raum muss von den Wohnriumen getrennt sein; er darf nur von aufen zuginglich sein,
und er muss auflenbeliiftet sein, damit austretendes Gas auflenbords abziehen kann.

Insbesondere muss jedes fest eingebaute Gassystem nach dem Einbau gepriift werden.

Brandbekimpfung
Allgemeines

Bei der Art der eingebauten Ausriistung und der Auslegung des Wasserfahrzeugs sind die Brandgefahr und die
Ausbreitung von Branden zu beriicksichtigen. Besonders zu achten ist auf die Umgebung von Geridten, die mit
offener Flamme arbeiten, auf heifle Flichen oder Maschinen und Hilfsmaschinen, ausgelaufenes Ol und ausgelau-
fenen Kraftstoff, nicht abgedeckte Ol- und Kraftstoffleitungen und darauf, dass elektrische Leitungen insbesondere
nicht in der Nahe von Hitzequellen und heien Flichen verlaufen.

Loschvorrichtungen

Sportboote sind mit der Brandgefahr entsprechenden Loschvorrichtungen auszuriisten, oder es sind Anbringungs-
ort und Kapazitit der der Brandgefahr entsprechenden Loschvorrichtungen anzugeben. Das Fahrzeug darf erst in
Betrieb genommen werden, wenn es mit der entsprechenden Loschvorrichtung ausgeriistet ist. Die Motorraume
von Ottomotoren sind durch ein Feuerléschsystem zu schiitzen, das eine Offnung des Raumes im Brandfall
unnotig macht. Eventuell vorhandene tragbare Feuerloscher sind so anzubringen, dass sie leicht zuginglich sind;
einer der Feuerloscher ist so anzuordnen, dass er vom Hauptsteuerstand des Sportbootes aus leicht zu erreichen ist.

Navigationslichter, Signalkérper und akustische Signalanlagen

Eventuell vorhandene Navigationslichter, Signalkorper und akustische Signalanlagen miissen den Kollisionsver-
hiitungsregeln — KVR — von 1972 (COLREG — The International Regulations for Preventing Collisions at
Sea) bzw. den CEVNI-Empfehlungen (European Code for Interior Navigations for inland waterways) entsprechen.

Schutz gegen Gewisserverschmutzung und Einrichtungen zur Erleichterung der Abfallentsorgung an Land

Die Wasserfahrzeuge sind so zu bauen, dass ein unbeabsichtigter Abfluss von verunreinigenden Stoffen
(Ol, Kraftstoff usw.) verhindert wird.

Alle in Sportboote eingebauten Toiletten diirfen ausschlieflich an ein Auffangbehiltersystem oder an ein Abwasser-
behandlungssystem angeschlossen sein.

Sportboote mit eingebauten Auffangbehiltern sind mit einem Standardabwasseranschluss auszustatten, damit
Rohrleitungen von Auffanganlagen an die Abwasserleitung des Sportbootes angeschlossen werden konnen.
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1.1.

1.2

1.3.

1.4.

2.1.

Durch den Rumpf gefithrte Abwasserleitungen fiir menschliche Abfélle miissen ferner mit Ventilen versehen sein,
die in Schliefstellung gesichert werden konnen.

B. Grundlegende Anforderungen in Bezug auf Abgasemissionen von Antriebsmotoren

Antriebsmotoren miissen den in diesem Teil angegebenen grundlegenden Anforderungen in Bezug auf Abgas-
emissionen geniigen.

KENNZEICHNUNG DES ANTRIEBSMOTORS

Jeder Motor ist deutlich mit folgenden Angaben zu versehen:

a) Name, eingetragener Handelsname oder eingetragene Handelsmarke und Kontaktanschrift des Motorenherstel-
lers; gegebenenfalls auflerdem Name und Kontaktanschrift der Person, die den Motor angepasst hat;

b) Motorentyp, Motorenfamilie, falls zutreffend;

<) eindeutige Seriennummer;

d) CE-Kennzeichnung gemafd Artikel 18.

Die Angaben nach Nummer 1.1 miissen die gesamte iibliche Lebensdauer des Motors iiberdauern und deutlich
lesbar und dauerhaft sein. Werden Aufkleber oder Plaketten verwendet, so miissen diese so angebracht werden,
dass sie wahrend der gesamten iiblichen Lebensdauer des Motors befestigt bleiben und sich nicht ohne Zerstorung
oder Beschddigung entfernen lassen.

Die Angaben sind an einem Teil des Motors anzubringen, der fiir den normalen Betrieb des Motors erforderlich ist
und in der Regel wihrend der gesamten Lebensdauer des Motors nicht ausgetauscht werden muss.

Die Angaben sind so anzubringen, dass sie gut sichtbar sind, wenn alle zum Betrieb notwendigen Teile am Motor
montiert sind.

ANFORDERUNGEN IN BEZUG AUF ABGASEMISSIONEN

Antriebsmotoren sind so zu entwerfen, herzustellen und einzubauen, dass bei ordnungsgemiffem Einbau und
normalem Betrieb die Abgasemissionen die Grenzwerte nach Nummer 2.1 Tabelle 1 und Nummer 2.2 Tabellen 2
und 3 nicht iiberschreiten.

Fir die Zwecke des Artikels 55 Absatz 2 und der Nummer 2.2 Tabelle 2 geltende Werte:

Tabelle 1
(g/kWh)
T Kohlenmonoxid Kohlenwasserstoffe Stickoxide Partikel
P CO = A+B/Py" HC = A + B/Py" NO, PT
A B A B n

Zweitakt-Fremd- 150,0 600,0 1,0 30,0 100,0 0,75 10,0 Nicht
ziindungsmotoren zutreffend
Viertakt-Fremd- 150,0 600,0 1,0 6,0 50,0 0,75 15,0 Nicht
ziindungsmotoren zutreffend
Selbstziin-dungs- 5,0 0 0 1,5 2,0 0,5 9,8 1,0
motoren

Dabei sind A, B und n Konstanten gemafl der Tabelle, Py ist die Motornennleistung in kW.
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2.2.

2.3.

Ab dem 18. Januar 2016 geltende Werte:

Tabelle 2

Grenzwerte fiir Abgasemissionen von Selbstziindungsmotoren (*)

Kohlenwasserstoffe und

H“t;r\‘;‘um Motornennleistung Py, Pa;tirke] Stickoxide
(L/Zylinden (kW) (g/kWh) H(Cg/:\yh?x
SV < 0,9 Py < 37 die in Tabelle 1 genannten Werte
37 <Py < 75 () 0,30 47
75 <Py <3700 0,15 58
0,9 <SV<1,2 Py <3700 0,14 5,8
1,2 <SV<25 0,12 58
2,5<SV<35 0,12 58
35<SVv<7,0 0,11 5,8

(*) Alternativ diirfen Selbstziindungsmotoren mit einer Nennleistung von 37 kW oder mehr und unter 75 kW sowie mit einem
Hubraum unter 0,9 L/Zylinder einen PT-Emissionsgrenzwert von 0,20 g/kWh und einen kombinierten HC 4+ NO-Emissions-

grenzwert von 5,8 g/kWh nicht iiberschreiten.
(") Selbstziindungsmotoren diirfen einen Emissionsgrenzwert fiir Kohlenmonoxid (CO) von 5,0 g/kWh nicht iiberschreiten.

Tabelle 3

Grenzwerte fiir Abgasemissionen von Fremdziindungsmotoren

Kohlenmonoxid

Kohlenwasserstoffe und

Motornennleistung Py Stickoxide
Motortyp (W) ( /E&h) HC + NOx
& (g/kWh)
Motoren mit Z-Antrieb Py < 373 75 5
und Innenbordmotoren
373 < Py < 485 350 16
Py > 485 350 22
Aufenbordmotoren und Pn < 4,3 500 — (5,0 x Py) 30
Wassermotorrad-Motoren
4,3 < Py < 40 500 — (5,0 x P 50
M= ( N) 15,7 + [ 09]
Py
Py > 40 300

Priifzyklen

Priifzyklen und anzuwendende Gewichtungsfaktoren:

Unter Beriicksichtigung der Werte der nachstehenden Tabelle ist der Priifablauf nach den Vorgaben der Norm ISO

8178-4:2007 wie folgt durchzufiihren:

Fir drehzahlverinderliche Selbstziindungsmotoren gilt Priifzyklus E1 oder E5; alternativ kann bei einer Leistung
von mehr als 130 kW der Priifzyklus E3 angewendet werden. Fiir drehzahlverinderliche Fremdziindungsmotoren

gilt Priifzyklus E4.
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2.4.

2.5.

Zyklus E1, Priifphase 1 2 3 4 5
Untere
Drehzahl Nenndrehzahl Zwischendrehzahl Leerlauf-
drehzahl
Drehmoment, % 100 75 75 50 0
Gewichtungsfaktor 0,08 0,11 0,19 0,32 0,3
Untere
Drehzahl Nenndrehzahl Zwischendrehzahl Leerlauf-
drehzahl
Zyklus E3, Priifphase 1 2 3 4
Drehzahl, % 100 91 80 63
Leistung, % 100 75 50 25
Gewichtungsfaktor 0,2 0,5 0,15 0,15
Zyklus E4, Priifphase 1 2 3 4 5
Drehzahl, % 100 80 60 40 Leerlauf
Drehmoment, % 100 71,6 46,5 253 0
Gewichtungsfaktor 0,06 0,14 0,15 0,25 0,40
Zyklus ES, Priifphase 1 2 3 4 5
Drehzahl, % 100 91 80 63 Leerlauf
Leistung, % 100 75 50 25 0
Gewichtungsfaktor 0,08 0,13 0,17 0,32 0,3

Die notifizierten Stellen konnen akzeptieren, dass die Priifungen anhand anderer Priifzyklen vorgenommen werden,
soweit sie in einer harmonisierten Norm angegeben und fiir den Belastungszyklus des Motors anwendbar sind.
Anwendung des Konzepts der Antriebsmotorenfamilie und Auswahl des Stamm-Antriebsmotors

Der Motorenhersteller ist fiir die Bestimmung der Motoren aus seiner Produktpalette verantwortlich, die in eine

Motorenfamilie aufzunehmen sind.

Ein Stamm-Motor wird innerhalb einer Motorenfamilie so ausgewahlt, dass seine Emissionseigenschaften fiir alle
Motoren der Motorenfamilie reprisentativ sind. Der Motor, der diejenigen Merkmale in sich vereint, die bei einer
Priifung im anzuwendenden Priifzyklus voraussichtlich die hochsten spezifischen Emissionen ergeben (ausgedriickt
in g/kWh), sollte normalerweise als Stamm-Motor der Familie ausgewahlt werden.

Bezugskraftstoffe

Der Bezugskraftstoft fiir die Abgasemissionspriifung muss folgende Merkmale aufweisen:

Ottokraftstoffe

Eignschal e bt

min max min max

Research-Oktanzahl (ROZ) 95 — 95 —
Motor-Oktanzahl (MOZ) 85 — 85 —
Dichte bei 15 °C (kg/m?) 748 762 740 754
Siedebeginn (°C) 24 40 24 40
Massenanteil des Schwefelgehalts (mg/kg) — 100 — 10
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Ottokraftstoffe
Bigeschaf e bt
min max min max
Bleigehalt (mg/l) — 5 — 5
Dampfdruck (nach Reid) (kPa) 56 60 — —
Dampfdruck (DVPE) (kPa) — — 56 60
Dieselkraftstoffe
Eigenschaft RF-06-99 RF-06-03
min max min max
Cetanzahl 52 54 52 54
Dichte bei 15 °C (kg/m®) 833 837 833 837
Siedeende (°C) — 370 — 370
Flammpunkt (°C) 55 — 55 —
Massenanteil des Schwefelgehalts (mg/kg) anzugeben 300 (50) — 10
Massenanteil der Asche (%) anzugeben 0,01 — 0,01

Die notifizierten Stellen konnen Priifungen akzeptieren, die auf der Grundlage anderer, in einer harmonisierten
Norm angegebener Bezugskraftstoffe durchgefithrt wurden.

3. LANGZEITVERHALTEN

Der Motorenhersteller muss Montage- und Wartungshandbiicher fiirr die Motoren zur Verfiigung stellen; bei
Beachtung der darin enthaltenen Vorschriften sollte der Motor im normalen Gebrauch wiahrend seiner gesamten
tiblichen Lebensdauer unter normalen Betriebsbedingungen die in den Nummern 2.1 und 2.2 genannten Grenz-
werte einhalten.

Die erforderlichen Angaben gewinnt der Motorenhersteller anhand von vorab durchgefiihrten Belastungspriifungen,
denen die normalen Betriebszyklen zugrunde liegen, und durch Berechnung der Materialermiidung, so dass er die
erforderlichen Wartungsvorschriften erstellen und allen neuen Motoren beigeben kann, wenn diese erstmals in
Verkehr gebracht werden.

Die iibliche Lebensdauer eines Motors entspricht folgenden Werten:
a) Selbstziindungsmotoren: 480 Betriebsstunden oder 10 Jahre (je nachdem, was zuerst eintritt);
b) Innenbord-Fremdziindungsmotoren und Motoren mit Z-Antrieb mit oder ohne integriertes Abgassystem:
i) Motoren der Kategorie Py < 373 kW: 480 Betriebsstunden oder 10 Jahre (je nachdem, was zuerst eintritt);

ii) Motoren der Kategorie 373 < Py < 485 kW: 150 Betriebsstunden oder drei Jahre (je nachdem, was zuerst
eintritt);

i) Motoren der Kategorie Py > 485 kW: 50 Betriebsstunden oder ein Jahr (je nachdem, was zuerst eintritt);
¢) Wassermotorrad-Motoren: 350 Betriebsstunden oder fiinf Jahre (je nachdem, was zuerst eintritt);
d) Aufenbordmotoren: 350 Betriebsstunden oder 10 Jahre (je nachdem, was zuerst eintritt).

4. EIGNERHANDBUCH

Jeder Motor ist mit einem Eignerhandbuch in einer Sprache oder Sprachen zu liefern, die der Mitgliedstaat, in dem
der Motor vertriecben werden soll, bestimmt und die die Verbraucher und anderen Endnutzer leicht verstehen
konnen.

Das Eignerhandbuch hat Folgendes zu enthalten:

a) Vorschriften dafiir, wie der Motor einzubauen, zu nutzen und zu warten ist, um ein ordnungsgemifies Funk-
tionieren des Motors im Einklang mit den Anforderungen von Nummer 3 (Langzeitverhalten) sicherzustellen;

b) die Angabe der nach der harmonisierten Norm gemessenen Leistung des Motors.
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1.1.

1.2.

1.3.

C. Grundlegende Anforderungen in Bezug auf Gerduschemissionen

Sportboote mit Innenbordmotoren oder Motoren mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem, Wassermotorrad-
Motoren und Aufenbordmotoren und Motoren mit Z-Antrieb und integriertem Abgassystem miissen den in
diesem Teil angegebenen grundlegenden Anforderungen in Bezug auf Gerduschemissionen gentigen.

GERAUSCHPEGEL

Sportboote mit Innenbordmotoren oder Motoren mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem, Wassermotorrad-
Motoren und AufSenbordmotoren und Motoren mit Z-Antrieb und integriertem Abgassystem sind so zu entwerfen,
herzustellen und zu montieren, dass die Gerduschemissionen die in folgender Tabelle angefiihrten Grenzwerte nicht
iibersteigen.

(des grel;:llgi:;u&itors) Maximaler Schal!druckpegel = Lpasmax
in kw in dB
Py <10 67
10 <Py <40 72
Pn > 40 75

Dabei entspricht Py der Nennleistung in kW eines einzelnen Motors bei Nenndrehzahl und L dem maxi-

PASmax
malen Schalldruckpegel in dB.

Fiir zwei- und mehrmotorige Aggregate aller Motortypen kann der Grenzwert um 3 dB erhoht werden.

Als Alternative zu Gerduschmessungen gelten bei Sportbooten mit Innenbordmotoren oder Motoren mit Z-Antrieb
ohne integriertes Abgassystem die Gerduschanforderungen nach Nummer 1.1 auch dann als erfiillt, wenn diese
eine Froude-Zahl < 1,1 und ein Verhéltnis Leistung/Verdringung < 40 aufweisen und der Motor und das Abgas-
system nach den Vorgaben des Motorenherstellers eingebaut werden.

Die ,Froude-Zahl“ F, wird berechnet durch Division der Hochstgeschwindigkeit des Sportbootes V (m/s) durch das
Produkt aus der Quadratwurzel der Wasserlinienldnge Iwl (m) und einer gegebenen Konstante der Schwere-
beschleunigung (g = 9,8 m/s?).

A

Fp=———
(. Iwl)

Das ,Verhiltnis Leistung/Verdringung” errechnet sich durch Division der Motornennleistung Py (kW) durch die
Verdrangung des Sportbootes D (t).

P,
Verhiltnis Leistung/Verdrangung = BN

EIGNERHANDBUCH

Bei Sportbooten mit Innenbordmotoren oder Motoren mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem und bei
Wassermotorradern enthélt das nach Teil A Nummer 2.5 vorgeschriebene Eignerhandbuch die erforderlichen
Angaben, um das Sportboot und das Abgassystem in einem Zustand zu erhalten, mit dem nach Moglichkeit
sichergestellt ist, dass bei normalem Betrieb die festgelegten Grenzwerte fiir Gerduschemissionen eingehalten
werden.

Bei Auflenbordmotoren und bei Motoren mit Z-Antrieb mit integriertem Abgassystem enthdlt das nach Teil B
Nummer 4 vorgeschriebene Eignerhandbuch die erforderlichen Anweisungen, um den Motor in einem Zustand zu
erhalten, mit dem nach Moglichkeit sichergestellt ist, dass bei normalem Betrieb die festgelegten Grenzwerte fiir
Gerduschemissionen eingehalten werden.

LANGZEITVERHALTEN

Die Bestimmungen iiber das Langzeitverhalten in Teil B Nummer 3 gelten sinngemaf8 fir die Einhaltung der
Anforderungen fiir Gerduschemissionen in Nummer 1.
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ANHANG 1II

BAUTEILE FUR WASSERFAHRZEUGE

1. Mit einem Ziindschutz versehene Vorrichtungen fiir Innenbordmotoren, Ottomotoren mit Z-Antrieb und Rdume fiir
Ottokraftstoffbehilter;

2. Startschutzvorrichtungen fiir Auenbordmotoren;
3. Steuerrdder, Lenkvorrichtung und Verkabelung;
4. Kraftstoftbehilter, die fiir den festen Einbau bestimmt sind, und Kraftstoffleitungen;

5. vorgefertigte Luken und Seitenfenster.
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ANHANG 111

ERKLARUNG DES HERSTELLERS ODER DES EINFUHRERS DES UNVOLLSTANDIGEN WASSERFAHRZEUGS
(ARTIKEL 6 ABSATZ 2)

Die Erklirung des Herstellers oder des in der Union ansissigen Einfihrers gemdfl Artikel 6 Absatz 2 muss folgende
Angaben enthalten:

a) Name und Anschrift des Herstellers;

b) Name und Anschrift des in der Union ansdssigen Bevollmichtigten des Herstellers oder gegebenenfalls der fiir das
Inverkehrbringen verantwortlichen Person;

¢) Beschreibung des unvollstindigen Wasserfahrzeugs;

d) Erklirung dariiber, dass das unvollstindige Wasserfahrzeug den grundlegenden Anforderungen fiir die jeweilige Bau-
stufe entspricht; Angabe der einschligigen harmonisierten Normen, die zugrunde gelegt wurden, oder Angabe der
Spezifikationen, fiir die die Konformitit in der jeweiligen Baustufe erklirt wird; aufSerdem eine Erklarung dariiber, dass
die Fertigstellung in voller Ubereinstimmung mit dieser Richtlinie durch eine andere natiirliche oder juristische Person
beabsichtigt ist.
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ANHANG IV

EU-KONFORMITATSERKLARUNG Nr. xxxxx (1)

. Nr. xxxxx (Produkt: Produkt-, Los-, Typen- oder Seriennummer):

. Name und Anschrift des Herstellers oder seines Bevollmdchtigten [der Bevollmichtigte muss ebenfalls Firma und

Anschrift des Herstellers angeben] oder des privaten Einfiithrers:

. Die alleinige Verantwortung fiir die Ausstellung dieser Konformitatserklarung tragt der Hersteller, der private Einfithrer

oder die in Artikel 19 Absatz 3 oder Absatz 4 der Richtlinie 2013/53/EU genannte Person.

. Gegenstand der Erklarung (Identifizierung des Produkts zwecks Riickverfolgbarkeit; gegebenenfalls kann eine Fotografie

hinzugefiigt werden):

. Der unter Nummer 4 beschriebene Gegenstand der Erklarung erfiillt die einschldgigen Harmonisierungsrechtsvorschrif-

ten der Union:

. Angabe der einschldgigen harmonisierten Normen, die zugrunde gelegt wurden, oder Angabe der anderen technischen

Spezifikationen, fiir die die Konformitit erklart wird:

. (Gegebenenfalls:) Die notifizierte Stelle ... (Name, Kennnummer) hat ... (Beschreibung ihrer Mitwirkung) und folgende

Bescheinigung ausgestellt:

. Identifikation der Person, die zur rechtsverbindlichen Unterzeichnung fiir den Hersteller oder seinen Bevollmachtigten

befugt ist.

. Zusatzangaben:

Die EU-Konformititserklirung muss eine Erklirung des Herstellers des Antriebsmotors und der Person, die einen
Motor in Einklang mit Artikel 6 Absatz 4 Buchstaben b und c anpasst, enthalten, dass

a) der Motor, wenn er nach den dem Motor beigefiigten Einbauvorschriften in ein Wasserfahrzeug eingebaut wird, die
folgenden Anforderungen erfullt:

i) die Anforderungen fiir Abgasemissionen nach dieser Richtlinie;

i) die Grenzwerte der Richtlinie 97/68/EG in Bezug auf gemif8 der Richtlinie 97/68/EG typgenehmigte Motoren,
bei denen die Emissionsgrenzwerte der Stufe III A, Stufe Il B oder Stufe IV fiir Selbstziindungsmotoren fiir
andere Anwendungen als den Antrieb von Binnenschiffen, Lokomotiven und Triebwagen gemidfl Anhang I
Nummer 4.1.2 der genannten Richtlinie eingehalten werden, oder

iii) die Grenzwerte der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 in Bezug auf gemaf der genannten Verordnung typgeneh-
migte Motoren.

Der Motor darf erst in Betrieb genommen werden, wenn das Wasserfahrzeug, in das er eingebaut werden soll, sofern
erforderlich, fir konform mit den einschligigen Bestimmungen dieser Richtlinie erklart wurde.

Wurde der Motor wéhrend des in Artikel 55 Absatz 2 vorgesehenen Ubergangszeitraums in Verkehr gebracht, so muss
dies in der EU-Konformititserklirung angegeben werden.

Unterzeichnet fiir und im Namen von:
(Ort und Datum der Ausstellung)

(Name, Funktion) (Unterschrift)

(") Es besteht die Moglichkeit, der Konformititserklirung eine Nummer zu geben.
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4.2.

4.3.

ANHANG V

GLEICHWERTIGE KONFORMITAT AUF DER GRUNDLAGE DER BEGUTACHTUNG NACH
BAUAUSFUHRUNG (MODUL PCA)

Bei der Konformitit auf der Grundlage der Begutachtung nach Bauausfithrung (Post-construction assessment — PCA)
handelt es sich um das Verfahren, mit dem die gleichwertige Konformitit eines Produkts bewertet wird, bei dem der
Hersteller die Verantwortung fiir die Ubereinstimmung des Produkts mit dieser Richtlinie nicht itbernommen hat,
und anhand dessen eine natiirliche oder juristische Person nach Artikel 19 Absitze 2, 3 oder 4, die das Produkt
eigenverantwortlich in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, die Verantwortung fiir die gleichwertige Konformitit
des Produkts iibernimmt. Diese Person kommt den unter den Nummern 2 und 4 genannten Verpflichtungen nach
und gewahrleistet und erklart auf eigene Verantwortung, dass das den Bestimmungen gemdfl Nummer 3 unterwor-
fene Produkt den fiir es geltenden Anforderungen dieser Richtlinie geniigt.

Die Person, die das Produkt in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, beantragt bei einer notifizierten Stelle eine
Begutachtung des Produkts nach Bauausfithrung; sie muss der notifizierten Stelle zum einen die Dokumente und
technischen Unterlagen, die diese benotigt, um die Ubereinstimmung des Produkts mit den Anforderungen dieser
Richtlinie zu bewerten, und zum anderen simtliche verfiigbaren Informationen iiber die Verwendung des Produkts
nach der erstmaligen Inbetriecbnahme vorlegen.

Die Person, die ein solches Produkt in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, muss diese Unterlagen und Informa-
tionen wahrend 10 Jahren nach Bewertung der gleichwertigen Konformitdt des Produkts gemafl dem PCA-Verfahren
fur die zustindigen nationalen Behorden bereithalten.

Die notifizierte Stelle untersucht das einzelne Produkt und fithrt Berechnungen, Priifungen und andere Bewertungen
in dem Umfang durch, der zum Nachweis einer gleichwertigen Konformitdt des Produkts mit den wesentlichen
Anforderungen der Richtlinie erforderlich ist.

Die notifizierte Stelle stellt eine Bescheinigung und einen dazugehorigen Konformititsbericht iiber die durchgefithrte
Bewertung aus; sie bewahrt eine Kopie dieser Bescheinigung und des dazugehorigen Konformitdtsberichts auf und
hilt sie wihrend 10 Jahren nach Ausstellung dieser Dokumente fiir die nationalen Behérden bereit.

Die notifizierte Stelle bringt an jedem genehmigten Produkt ihre Kennnummer an oder lasst diese unter ihrer
Verantwortung anbringen.

Handelt es sich bei dem begutachteten Produkt um ein Wasserfahrzeug, so muss die notifizierte Stelle unter ihrer
Verantwortung ebenfalls die Identifizierungsnummer des Wasserfahrzeugs nach Anhang I Teil A Nummer 2.1
anbringen lassen; dabei wird das Feld fir den Landercode des Herstellers zur Angabe des Landes verwendet, in
dem die notifizierte Stelle niedergelassen ist, und die Felder fir den von der nationalen Behorde des Mitgliedstaats
zugeteilten eindeutigen Herstellercode, werden zur Angabe der der notifizierten Stelle fir die PCA zugeteilten
Kennnummer, gefolgt von der Seriennummer der PCA-Bescheinigung, verwendet. Die Felder der Identifizierungs-
nummer des Wasserfahrzeugs fiir Monat und Jahr der Produktion und fir das Modelljahr sind zur Angabe von
Monat und Jahr der Begutachtung nach Bauausfithrung zu verwenden.

CE-kennzeichnung und EU-konformititserklarung

. Die Person, die das Produkt in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, muss die CE-Kennzeichnung und — unter der

Verantwortung der notifizierten Stelle nach Nummer 3 — deren Kennnummer an dem Produkt anbringen, fiir das
die notifizierte Stelle die Bewertung durchgefithrt und die gleichwertige Konformitit mit den einschldgigen Anfor-
derungen dieser Richtlinie bescheinigt hat.

Die Person, die das Produkt in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, muss eine EU-Konformititserklirung erstellen
und diese wahrend 10 Jahren nach dem Datum der Ausstellung der PCA-Bescheinigung fiir die nationalen Behorden
zur Verfiigung halten. Aus der Konformititserklirung muss hervorgehen, fiir welches Produkt sie ausgestellt wurde.

Eine Kopie der EU-Konformititserklarung wird den zustindigen Behorden auf Verlangen zur Verfigung gestellt.

Handelt es sich bei dem begutachteten Produkt um ein Wasserfahrzeug, so muss die Person, die das Produkt in
Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, die in Anhang I Teil A Nummer 2.2 beschriebene Herstellerplakette, die die
Angabe ,Begutachtung nach Bauausfithrung enthilt, und die in Anhang I Teil A Nummer 2.1 beschriebene Kenn-
nummer des Wasserfahrzeugs an dem Wasserfahrzeug gemidfl den Bestimmungen von Nummer 3 anbringen.

Die notifizierte Stelle muss die Person, die das Produkt in Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt, iber ihre Ver-
pflichtungen im Rahmen dieses PCA-Verfahrens informieren.
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ANHANG VI

ERGANZENDE ANFORDERUNGEN BEI ANWENDUNG VON MODUL Al (INTERNE
FERTIGUNGSKONTROLLE MIT UBERWACHTEN PRODUKTPRUFUNGEN) (ARTIKEL 24 ABSATZ 2)

Entwurf und Bau

An einem oder mehreren Wasserfahrzeugen, die reprisentativ fiir die Produktion eines Herstellers sind, muss der Her-
steller eine bzw. mehrere der folgenden Priifungen oder eine gleichwertige Berechnung oder Kontrolle vornehmen oder
vornehmen lassen:

a) Stabilitatspriifung gemaff Anhang I Teil A Nummer 3.2;
b) Priifung der Auftriebscharakteristik gemaff Anhang I Teil A Nummer 3.3.

Gerauschemissionen

Sportboote mit Innenbordmotor oder Motor mit Z-Antrieb ohne integriertes Abgassystem und Wassermotorrader: An
einem oder mehreren Wasserfahrzeugen, die fiir die Produktion des Wasserfahrzeugherstellers reprasentativ sind, muss der
Wasserfahrzeughersteller unter der Verantwortung einer vom Hersteller gewdahlten notifizierten Stelle die in Anhang I Teil
C genannten Gerduschmessungen vornehmen oder vornehmen lassen.

Aufenbordmotoren und Motoren mit Z-Antrieb mit integriertem Abgassystem: An einem oder mehreren Motoren jeder
Motorenfamilie, die reprisentativ fiir die Produktion des Motorenherstellers sind, muss der Motorenhersteller unter der
Verantwortung einer vom Hersteller gewihlten notifizierten Stelle die in Anhang I Teil C genannten Gerduschmessungen
vornehmen oder vornehmen lassen.

Wird mehr als ein Motor einer Motorenfamilie gepriift, so sind die in Anhang VII beschriebenen statistischen Verfahren
anzuwenden, um die Konformitdt der Stichprobe zu gewahrleisten.
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ANHANG VII

PRUFUNG DER PRODUKTION AUF UBEREINSTIMMUNG MIT DEN ABGAS- UND LARMVORSCHRIFTEN

1. Zur Feststellung der Konformitat einer Motorenfamilie ist aus der Serie eine Stichprobe zu entnehmen. Der Hersteller
legt den Umfang ,n“ der Stichprobe im Einvernechmen mit der notifizierten Stelle fest.

g

Fiir jedes der Regelung unterliegende Element der Abgasemissionen und der Gerduschemissionen wird das arithmeti-
sche Mittel X der aus der Stichprobe gewonnenen Ergebnisse berechnet. Die Serienproduktion gilt als vorschriftsmaRig
(,Priffung bestanden®), wenn folgende Bedingung erfillt ist:

X+k S<L

S ist die Standardabweichung mit:

8 =Y (x-X? /-1

X = arithmetisches Mittel der aus der Stichprobe gewonnenen Ergebnisse
x = aus der Stichprobe gewonnene Einzelergebnisse

L = entsprechender Grenzwert

n = Anzahl der Motoren in der Stichprobe

k = statistischer, von n abhingiger Faktor (vgl. nachstehende Tabelle)

n 2 3 4 5 6 7 8 9 10
k [0973 0,613 0,489 0,421 0,376 0,342 0317 0,296 0,279
n 11 12 13 14 15 16 17 18 19
k [0.265 0,253 0,242 0,233 0,224 0,216 0,210 0,203 0,198

Wenn n > 20, dann k = 0,860//n.
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ANHANG VIII

ERGANZENDES VERFAHREN BEI ANWENDUNG VON MODUL C (KONFORMITAT MIT DER BAUART AUF
DER GRUNDLAGE EINER INTERNEN FERTIGUNGSKONTROLLE)

In den in Artikel 24 Absatz 5 genannten Fillen ist, wenn das Qualititsniveau als unzureichend beurteilt wird, das
folgende Verfahren anzuwenden:

Ein Motor wird der Serie entnommen und der in Anhang I Teil B beschriebenen Priifung unterzogen. Die Priifmotoren
wurden den Angaben des Herstellers entsprechend ganz oder teilweise eingefahren. Uberschreiten die spezifischen Abgas-
emissionen des der Serie entnommenen Motors die Grenzwerte nach Anhang I Teil B, so kann der Hersteller verlangen,
dass an einer Stichprobe von Motoren, die aus der Serie entnommen werden und unter denen sich auch der zuerst
entnommene Motor befindet, Messungen vorgenommen werden. Zur Sicherstellung der Konformitit der Motorenstich-
probe mit den Anforderungen dieser Richtlinie, ist das in Anhang VII beschriebene statistische Verfahren anzuwenden.
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ANHANG IX

TECHNISCHE UNTERLAGEN

Die in Artikel 7 Absatz 2 und in Artikel 25 genannten technischen Unterlagen miissen insbesondere Folgendes umfassen,
sofern dies fiir die Bewertung relevant ist:

a)

b

=

2

h)

eine allgemeine Beschreibung des Typs;

Entwiirfe, Fertigungszeichnungen und -pline von Bauteilen, Baugruppen, Schaltkreisen sowie weitere relevante An-
gaben;

Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstdndnis dieser Zeichnungen und Pline sowie der Funktionsweise des
Produkts erforderlich sind;

eine Liste der in Artikel 14 genannten, ganz oder teilweise angewandten Normen sowie eine Beschreibung der zur
Erfullung der grundlegenden Anforderungen gewihlten Losungen, soweit die in Artikel 14 genannten Normen nicht
angewandt worden sind;

die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Priifungen sowie weitere relevante Angaben;

Priifberichte oder gleichwertige Berechnungen, namentlich iiber Stabilitit gemédfl Anhang I Teil A Nummer 3.2 und
iiber Auftriebscharakteristik gemdf Anhang I Teil A Nummer 3.3;

Berichte {iber Abgasemissionspriifungen als Nachweis fiir die Ubereinstimmung mit Anhang I Teil B Nummer 2;

Berichte iiber Gerduschemissionspriifungen als Nachweis fiir die Ubereinstimmung mit Anhang I Teil C Nummer 1.



	Richtlinie 2013/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 über Sportboote und Wassermotorräder und zur Aufhebung der Richtlinie 94/25/EG (Text von Bedeutung für den EWR)

